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I.

2123 

Änderung der Gebührenordnung der zahn-
ärztlichen Weiterbildung der Zahnärztekammer 

 Westfalen-Lippe vom 25.11.2017 
Die Kammerversammlung der Zahnärztekammer West-
falen-Lippe hat in ihrer Sitzung am 23. November 2019 
aufgrund des § 23 Absatz 1 des Heilberufsgesetzes vom 
9. Mai 2000 (GV. NRW. S.  403), zuletzt geändert durch 
Artikel  6 des Gesetzes vom 26. April 2016 (GV. NRW. 
S.  230), die folgende Änderung der Gebührenordnung 
der zahnärztlichen Weiterbildung der Zahnärztekammer 
Westfalen-Lippe vom 25. November 2017 (MBl. NRW. 
2020 S. 132) beschlossen, die durch Erlass des Ministeri-
ums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 29. Juli 2021 – Az.: V A 2 
91.11.03 – genehmigt worden ist:

Artikel 1

1  § 1 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
 a)  nach Nummer 2.2 wird folgende Nummer 2.3 ein-

gefügt:

  „2.3
   Wird der Antrag auf Ermächtigung oder Zulas-

sung innerhalb eines Zeitraums von 12 Monaten 
erneut gestellt, weil zum Zeitpunkt des Erstan-
trags nicht alle Voraussetzungen vorlagen:

  2.3.1 
   Mit Beteiligung des Ausschusses 300 EUR

  2.3.2 
   Ohne Beteiligung des Ausschusses 100 EUR“

 b)  Nach Nummer 3.2 wird folgende Nummer 3.3 ein-
gefügt:

  „3.3 
   Wird der Antrag ohne Zulassung innerhalb eines 

Zeitraums von 12 Monaten erneut gestellt, weil 
zum Zeitpunkt des Erstantrags nicht alle Voraus-
setzungen vorlagen: 

  3.3.1 
   Mit Beteiligung des Ausschusses 300 EUR

  3.3.2 
   Ohne Beteiligung des Ausschusses 100 EUR“

 c)  Die bisherigen Nummern 3.3 und 3.4 und werden 
die Nummern 3.4 und 3.5,

Artikel 2

Diese Änderung der Gebührenordnung der Zahnärzte-
kammer Westfalen-Lippe tritt am Tag nach ihrer Ver-
öffentlichung im Ministerialblatt NRW in Kraft.

Ausgefertigt:

Münster, den 26. Mai 2021

Jost  R i e c k e s m a n n

Präsident der Zahnärztekammer Westfalen-Lippe

Genehmigt: 

Düsseldorf, 29. Juli 2021

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
Land Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

H a m m

– MBl. NRW. 2021 S. 590

221

Verwaltungsvorschrift über die Wirtschaftsführung 
des Promotionskollegs für angewandte Forschung 

der Fachhochschulen in Nordrhein-Westfalen
Runderlass 

des Ministeriums für Kultur und Wissenschaft 

Vom 3. August 2021

1
Geltungsbereich

Dieser Runderlass gilt für das auf Grundlage von § 67b 
Absatz 1 in Verbindung mit § 77a des Hochschulgesetzes 
vom 16. September 2014 (GV. NRW. S.  547), das zuletzt 
durch Artikel  2 des Gesetzes vom 25. März 2021 (GV. 
NRW. S. 331) geändert worden ist, gegründete Promoti-
onskolleg für angewandte Forschung der Fachhochschu-
len in Nordrhein-Westfalen (im Folgenden Promotions-
kolleg genannt).

2
Anwendbarkeit der hochschulseitig zu beachtenden 
haushalts- und wirtschaftsrechtlichen Vorschriften

Für die Haushalts- und Wirtschaftsführung des Promo-
tionskollegs gelten 

a)  die Hochschulwirtschaftsführungsverordnung vom 
11. Juni 2007 (GV. NRW. S. 246) in der jeweils gelten-
den Fassung,

b)  der Runderlass des Ministeriums für Kultur und Wis-
senschaft „Verwaltungsvorschriften zur Hochschul-
wirtschaftsführungsverordnung“ vom 7. Oktober 2020 
(MBl. NRW. 2020 S. 664) in der jeweils geltenden Fas-
sung,

c)  der Runderlass des Ministeriums für Innovation, Wis-
senschaft und Forschung „Bewertungsrichtlinie für 
die Hochschulrechnungslegung des Landes Nord-
rhein-Westfalen“ zum 1. Januar 2019 verbindlich in 
Kraft getreten (n. v.) – 112 in der jeweils geltenden 
Fassung sowie 

d)  der Runderlass des Ministeriums für Kultur und 
 Wissenschaft „Buchungs- und Kontierungsrichtlinie 
für Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen“ 
zum 1. Januar 2019 verbindlich in Kraft getreten  (n. 
v.) – 112 in der jeweils geltenden Fassung. 

3
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung 
in Kraft und am 31. August 2026 außer Kraft.

– MBl. NRW. 2021 S. 590

2430

Änderung der Richtlinie über die Gewährung 
von Zuwendungen im Rahmen der Initiative 
„Durchstarten in Ausbildung und Arbeit“

Runderlass 
des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales

– II B 5 AQ 7027 –

Vom 3. August 2021

Der Runderlass vom 18. Dezember 2019 (MBl. NRW. 
2020 S. 29), der zuletzt durch Runderlass vom 16. April 
2020 (MBI. NRW. 2021 S. 219) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1

1.  Nummer 3.2 Satz 3 wird wie folgt geändert:

  Die Angabe „2.5“ wird durch die Angabe „2.7“ er-
setzt.
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2.  Nummer 5.4.1 wird aufgehoben.

3.  Nummer 5.4.2 wird die Nummer 5.4.1.

4.  Nummer 5.4.3 wird die Nummer 5.4.2.

5.  Nummer 5.5.3 wird wie folgt geändert:

  Die Angabe „4.500“ im ersten Absatz wird durch die 
Angabe „4.920“ und die Angabe „2.000“ im zweiten 
Absatz wird durch die Angabe „2.150“ ersetzt.

6.  Nummer 5.5.4 wird wie folgt geändert:

  Die Angabe „3,90“ im ersten Absatz wird durch die 
Angabe „4,40“ und die Angabe „37,50“ im dritten 
Absatz wird durch die Angabe „41“ ersetzt. 

7.  Nummer 6.1 wird wie folgt geändert:

  Die Angabe „31.12.2022“ wird durch die Angabe 
„30.06.2023“ ersetzt.

8.  Nach Nummer 6.2 wird die Nummer 6.3 eingefügt:

 „6.3

  Die Förderung nach den Nummern 5.4.1 (P 1), 5.5.3 
(P 5 und P 6) und 5.5.4 (P 4 und P 7) wird rück-
wirkend zum 1. Januar 2021 zugelassen. Zu diesem 
Zweck ist der Erlass eines Änderungsbescheides 
zum Zuwendungsbescheid nach den Regelungen des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen vom 12. November 1999 (GV.NRW. 
S. 602) in der jeweils geltenden Fassung statthaft.“

9.  Nummer 8 Satz 2 wird wie folgt geändert:

  Die Angabe „1“ wird durch die Angabe „2“ ersetzt.

10.  Das Anlagenverzeichnis wird wie folgt geändert:

  Die Wörter „Übersicht über die Zuwendungshöchst-
grenzen für die Umsetzung der Bausteine nach 
Nummern 2.1 – 2.4“ werden durch das Wort „ent-
fällt“ ersetzt.

11.  Die Anlage 1 wird aufgehoben. 

12.  Die Anlagen 2, 3, 4, 9, 12 und 13 erhalten die aus 
dem Anhang zu diesem Erlass ersichtliche Fassung.

2
Inkrafttreten

Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 
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Muster gemäß Anlage 3 

 
Bezirksregierung Arnsberg 
Kompetenzzentrum für Integration 
Dezernat 36 
Seibertzstr. 1 
59821 Arnsberg 
 
E-Mail: poststelle@bra.nrw.de 
 
 
 
 
 
Antrag auf Gewährung einer Zuwendung aus Fördermitteln des Landes 
Nordrhein-Westfalen; 
Förderrichtlinie Initiative „Durchstarten in Ausbildung und Arbeit“, 

Förderbausteine nach Nummern 2.1 bis 2.4 

 
1. Rechtsfähiger Antragstellender 
1.1. Name/Bezeichnung  ____________________________________________  

Anschrift1   ____________________________________________  

Vertretungsberechtigt  ____________________________________________  

 

1.2. Auskunft erteilt: 

Name    

Telefon (Durchwahl)   

Telefax   

E-Mail   

 

1.3. Bankverbindung 

Kreditinstitut   

IBAN   

BIC   

Kontoinhaber/in   

Ggfls. Az./Buchungsstelle   

                                                 
1 Straße, Postleitzahl, Ort, ggfls. Kreis 
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1.4. Weiterleitung der Zuwendung 

Sollen Teile der Zuwendung an Dritte weitergeleitet werden? 

 ja   nein 

Wenn ja: 

Füllen Sie bitte die Anlage „Weiterleitung der Zuwendung“ aus. 

 
 
2. Maßnahme 

2.1. Maßnahmebezeichnung 

  

  

 

2.2. Durchführungszeitraum der Maßnahme 

von   bis   

 

 

2.3. Projektkurzbeschreibung (Darstellung des Projektes mit Angaben zum Ziel, der Zielgruppe, 

ggfls. Beteiligten mit max. 500 Zeichen) 
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3. Gesamtausgaben/Kalkulation der Maßnahme – Pauschalen  
(Die Anlage 11 „Tätigkeitdarstellung zur Einordnung der Funktionspauschale“ ist zwingend 

auszufüllen.) 
 

3.1. Kalkulation Funktionspauschale F2 – Förderbaustein gem. Nr. 2.1 
(Bitte tragen Sie die ermittelten Zwischensummen gem. o.g. Anlage ein.) 

Funktion Gesamtausgaben  

Mitarbeit  

  € 

 
 

 

3.2. Kalkulation – Unterrichtspauschale P3 – Förderbaustein gem. Nr. 2.2 

Position Anzahl  Pauschale Gesamtausgaben 

Qualifizierungsstunde (60 Minuten) 
 

 
  

 
46,00 € 

 
  € 

Gesamtausgaben  
  € 
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3.3. Kalkulation – Teilnehmendenpauschalen P5 und P6 – Förderbaustein gem. Nr. 2.3 

Nr. Funktion Pauschalierte Ausgaben  

 
Art des Kurses Anzahl TN Pauschale 

je TN  
Gesamtausgaben 

3.3.1. Homogene Kurse   
  

4.920 €   € 

3.3.2. Heterogene Kurse   
  

2.150 €   € 

 
Summe der Pauschalen  
Nr. 3.3.1. bis 3.3.2. 

 
  € 

 
 
3.4. Kalkulation – Unterrichtspauschale P4 und P7 – Förderbaustein gem. Nr. 2.4 

Nr. Position Anzahl  Pauschale Gesamtausgaben 

3.4.1 Unterrichtsstunde  
(45 Minuten) 
 

 
  

 
41,00 € 

 
  € 

3.4.2 Unterrichtsstunde 
(Jugendintegrationskurs) 

  4,40 €   € 

 Gesamtausgaben  
  € 



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 24 vom 30. August 2021598

3.5. Kalkulation – Pauschale für Fahrten P1  

Position Anzahl 
(Teilnehmende) 

Monate Pauschale Gesamtausgaben 

Ausgaben für Fahrten von 
Teilnehmenden 

 
 ___ 

 
x_______ 

 
30,00 € 

 
  € 

 
 
3.6. Kalkulation – Kinderbetreuungspauschale P2 

Position Anzahl 
(TN/Kind) 

Monate Pauschale Gesamtausgaben 

Ausgaben für 
Kinderbetreuung 

 
 ___ 

 
x________ 

 
130,00 € 

 
  € 

 
 
3.7. Kalkulation der Ausgaben für Prüfungsgebühren für den Förderbaustein gem. Nr. 

2.4 (detaillierte Aufschlüsselung der Sachausgaben) 
 

Bezeichnung der Sachausgabe erwartete 
Ausgabe 

    € 

    € 

    € 

    € 

    € 

Gesamtsumme    € 
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4. Gesamtfinanzierungsplan der Maßnahme  

Bezeichnung Gesamtbetrag Zeitpunkt der voraussichtlichen Fälligkeit 
(Kassenwirksamkeit), davon im Jahr 

20  20  20  20___ 

Pauschalen gem. Nr. 2.1 
(Summe unter 3.1.)   €  €   €   €  

  € 

Pauschale gem. Nr. 2.2  
(Summe unter 3.2.) 

 
  € 

 
 € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

Pauschale gem. Nr. 2.3 
(Summe unter 3.3.) 

 
  € 

 
 € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

Pauschale gem. Nr. 2.4 
(Summe unter 3.4.) 

 
  € 

 
 € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

Pauschale für Fahrten 
(Summe unter 3.5.) 

 
  € 

 
 € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

Pauschale Kinderbetreuung 
(Summe unter 3.6.) 

 
  € 

 
 € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

Sachausgaben 
Prüfungsgebühren 
(Summe unter 3.7.) 

 
  € 

 
 € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

abzgl. erwartete 
Einnahmen 

 
  € 

 
 € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

zuwendungsfähige 
Gesamtausgaben 

 
  € 

 
 € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

  

Leistungen Dritter 
privat 

 
  € 

 
 € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

Leistungen Dritter 
öffentlich 

 
  € 

 
 € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

Eigenanteil  
  € 

 
 € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

beantragte 
Gesamtzuwendung 

 
  € 

 
 € 

 
  € 

 
 € 

 
  € 

 
  



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 24 vom 30. August 2021600

5. Begründung 
5.1. Zur Notwendigkeit der Maßnahme 

(z.B. Schilderung der Beschäftigungs-, und sektoralen Probleme, Standort, Konzeption, Ziel, 

Zusammenhang mit anderen Maßnahmen desselben Aufgabenbereichs in vorhergehenden oder 

folgenden Jahren, alternative Möglichkeiten, Raumbedarf) 
   

  

  

  

 

5.2. Zur Notwendigkeit der Förderung und Finanzierung 
(z.B. Eigenmittel, Förderhöhe, Landes-Interesse an der Maßnahme, alternative Förderungs- und 

Finanzierungsmöglichkeiten) 
  

  

  

  

6. Erklärung 
Hiermit erkläre ich, dass 

6.1.  mit der Maßnahme noch nicht begonnen wurde und auch vor 
Bekanntgabe des Zuwendungsbescheides nicht begonnen wird. 

 die Maßnahme am   beginnen soll und dazu die Zustimmung 
der übrigen Finanzierungsträger vorliegt. Hiermit beantrage ich zudem mit 
beigefügter formloser Begründung die Zustimmung zum förderunschädlichen 
vorzeitigen Maßnahmebeginn. Als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich auch 
bereits der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- und 
Leistungsvertrages zu werten.  
 

 

6.2. für die hier beantragte Zuwendung neben der im Finanzierungsplan/in den 

Finanzierungsplänen ausgewiesenen öffentlichen Förderung keine anderweitigen 

öffentlichen Mittel beantragt wurden bzw. werden. 

 

6.3. die Angaben in diesem Antrag einschließlich der Anlagen vollständig und richtig 

sind. 

 
 

6.4. das eingesetzte Personal entweder 
 nicht in einem anderen Projekt tätig ist oder 
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 in einem anderen Projekt nur anteilig tätig ist und die Arbeitszeit den 
Stundenumfang einer vergleichbaren vollen Stelle des jeweiligen 
Arbeitgebers nicht übersteigt. 

 

 

6.5. Erklärung nur für Gemeinden, Städte und Kreise 
die beantragte Maßnahme ausschließlich der Wahrnehmung freiwilliger 

kommunaler Aufgaben dient.  
  

6.6. Erklärung nur bei Beantragung von maßnahmebezogenen Sachausgaben 
ich zum Vorsteuerabzug  

 berechtigt bin 
 nicht berechtigt bin 

und dies bei den maßnahmebezogenen Sachausgaben berücksichtigt habe, 

soweit diese der Antragsstellung zugrunde gelegt sind. 

 

6.7. Die im Aufruf unter Nr. 5.2 beantragte berufsbegleitende Qualifizierung und/oder 

Sprachförderung keine Anpassungsqualifizierung (Anpassungsunterweisungen 

und -einweisungen) ist. 

 

6.8. die im Aufruf unter Nr. 5.3 (Förderbaustein 3) und Nr. 5.4 (Förderbaustein 4) 

genannten konzeptionellen Rahmenbedingungen für die Kurse erfüllt sind.     

 

7. Hinweise auf und Erklärung zu § 264 StGB: 
Ich erkläre hiermit, dass mir bekannt ist, dass 

 

 die nachfolgend unter Buchstaben a – j bezeichneten Angaben, 

Beschreibungen, Darstellungen, Begründungen und Erklärungen in diesem 

Förderantrag sowie in den beigefügten Anlagen subventionserhebliche 

Tatsachen im Sinne des § 264 StGB in Verbindung mit § 1 des 

Landessubventionsgesetzes vom 24. März 1977 (GV. NRW S. 136/SGV. 

NRW 73) und § 2 des Subventionsgesetzes des Bundes vom 29 Juli 1976 

(BGBI. I S. 2034) sind: 

a) Angaben zum Antragstellenden  

b) Angaben zur Weiterleitung der Zuwendung  

c) Beschreibung der Maßnahme einschließlich des 

Durchführungszeitraumes 
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d) Angaben zum Finanzierungsplan 

e) Begründung der Notwendigkeit der Maßnahme 

f) Erklärung zum Maßnahmebeginn 

g) Erklärung über anderweitige öffentliche Förderung 

h) Erklärung, dass die Angaben vollständig und richtig sind  

i) Erklärung zum eingesetzten Personal 

j) Erklärung über die Vorsteuerabzugsberechtigung 
 

 Rechtsgeschäfte zwischen Zuwendungsempfangenden und Dritten, die im 

Ergebnis zu einer Reduzierung des zu erbringenden Eigenanteils des 

Zuwendungsempfangenden oder Dritter führen (z.B. Scheingeschäfte, 

Scheinrechnungen) subventionserhebliche Tatsachen sind. Dem 

Zuwendungsempfangenden und/oder Dritten obliegt insoweit ebenfalls eine 

Mitteilungsverpflichtung.  
 

 die Festlegung des Zuwendungszwecks in dem aufgrund dieses Antrages 

erteilten Zuwendungsbescheid als eine Verwendungsbeschränkung im Sinne 

des § 264 Abs. 1 Nr. 2 StGB anzusehen ist. Die Zuwendung darf daher nur 

zur Erfüllung des im Zuwendungsbescheid bestimmten Zwecks verwendet 

werden.  
 

 Subventionsbetrug strafbar ist und ich mich gem. § 264 Abs. 1 StGB strafbar 

mache, wenn ich 

 einer für die Bewilligung einer Subvention zuständigen Behörde oder 

einer anderen in das Subventionsverfahren eingeschalteten Stelle oder 

Person (Subventionsgeber) über subventionserhebliche Tatsachen für 

mich oder einen anderen unrichtige oder unvollständige Angaben 

mache, die für mich oder den anderen vorteilhaft sind (§ 264 Abs. 1 Nr. 

1 StGB), 

 einen Gegenstand oder eine Geldleistung, deren Verwendung durch 

Rechtsvorschriften oder durch den Subventionsgeber im Hinblick auf 

eine Subvention beschränkt ist, entgegen der 

Verwendungsbeschränkung verwende (§ 264 Abs. 1 Nr. 2 StGB), 
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 den Subventionsgeber entgegen den Rechtsvorschriften über die 

Subventionsvergabe über subventionserhebliche Tatsachen in 

Unkenntnis lasse (§ 264 Abs. 1 Nr. 3 StGB) oder 

 in einem Subventionsverfahren eine durch unrichtige oder 

unvollständige Angaben erlangte Bescheinigung über eine 

Subventionsberechtigung oder über subventionserhebliche Tatsachen 

gebrauche (§ 264 Abs. 1 Nr. 4 StGB). 
 

 es für eine Strafbarkeit nach § 264 StGB nicht erforderlich ist, dass die 

Zuwendung für mich selbst beantragt wird oder das die beantragte 

Zuwendung tatsächlich gewährt wird.  
 

 gem. § 3 des Subventionsgesetzes vom 29. Juli 1976 (BGBI. I. S. 2037) der 

Subventionsnehmer verpflichtet ist, dem Subventionsgeber unverzüglich alle 

Tatsachen mitzuteilen, die der Bewilligung, Gewährung, Weitergewährung, 

Inanspruchnahme oder dem Belassen der Subvention oder des 

Subventionsvorteils entgegenstehen oder für die Rückforderung der 

Subvention oder des Subventionsvorteils erheblich sind. Diese 

Mitteilungspflicht betrifft die o.g. subventionserheblichen Tatsachen und jede 

spätere Änderung derselben. 
 

 § 4 des Subventionsgesetzes vom 29. Juli 1976 (BGBI. I. S. 2037) 

Regelungen zu Scheingeschäften und zum Missbrauch von 

Gestaltungsmöglichkeiten trifft, wonach insbesondere Scheingeschäfte und 

Scheinbehandlungen für die Bewilligung, Gewährung oder Rückforderung 

und Weitergewährung oder das Belassen einer Subvention oder eines 

Subventionsvorteils unerheblich sind. Das bedeutet, dass für die Beurteilung 

der tatsächlich gewollte Sachverhalt maßgeblich ist.  
 

 eine Entstellung oder Unterdrückung der zu a – l genannten Tatsachen 

gegebenenfalls als Betrug im Sinne des § 263 StGB strafbar ist.  

 

8. Datenschutzrechtliche Einverständniserklärung  
Die allgemeinen Datenschutzhinweise der Bezirksregierung Arnsberg habe ich zur 

Kenntnis genommen. Diese Informationen können unter der folgenden 

Internetadresse abgerufen werden: 
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http://www.bezreg-arnsberg.nrw.de/themen/d/datenschutz/index.php 

 
9. Anlagen  

Anlage „Maßnahmeplanung über das im Projekt eingesetzte Personal“ 
 Anlage „Weiterleitung der Zuwendung“ 
 Anlage „Tätigkeitdarstellung zur Einordnung der Funktionspauschale“ 

☐ Letter of intent, Kooperationsvereinbarung o.ä. zur fachübergreifenden 
Zusammenarbeit innerhalb der kommunalen Verwaltung  

 Finanzierungszusage(n) Dritter (Letter of intent) 
 Bescheid(e) über die Leistungen Dritter 
 Maßnahmebeschreibung (Inhalt, Adressaten, Konzept, Kursausgestaltung, 

Organisationsform etc.) 
 

 

 __________________________   _______________________________  
 Ort, Datum  rechtsverbindliche Unterschrift 
 
 

  _______________________________  
 Name in Druckbuchstaben 
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Muster gemäß Anlage 4 
 

 
 
 
Bezirksregierung Arnsberg 
Kompetenzzentrum für Integration 
Dezernat 36 
Seibertzstr. 1 
59821 Arnsberg 
 
E-Mail: poststelle@bra.nrw.de 
 
 
 
 
 
Antrag auf Gewährung einer Zuwendung aus Fördermitteln des Landes 
Nordrhein-Westfalen; 
Förderrichtlinie Initiative „Durchstarten in Ausbildung und Arbeit“, 

Förderbaustein nach Nummer 2.5 

 
1. Rechtsfähiger Antragstellender 
1.1. Name/Bezeichnung  ____________________________________________  

Anschrift1   ____________________________________________  

Vertretungsberechtigt  ____________________________________________  

 

1.2. Auskunft erteilt: 

Name    

Telefon (Durchwahl)   

Telefax   

E-Mail   

 

1.3. Bankverbindung 

Kreditinstitut   

IBAN   

BIC   

                                                 
1 Straße, Postleitzahl, Ort, ggfls. Kreis 
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Kontoinhaber/in   

Ggfls. Az./Buchungsstelle   

 

1.4. Weiterleitung der Zuwendung 

Sollen Teile der Zuwendung an Dritte weitergeleitet werden? 

 ja   nein 

Wenn ja: 

Füllen Sie bitte die Anlage „Weiterleitung der Zuwendung“ aus. 

 
 
2. Maßnahme 

2.1. Maßnahmebezeichnung 

  

  

 

2.2. Durchführungszeitraum der Maßnahme 

von   bis   

 

 

2.3. Projektkurzbeschreibung (Darstellung des Projektes mit Angaben zum Ziel, der Zielgruppe, 

ggfls. Beteiligten mit max. 500 Zeichen) 
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3. Gesamtausgaben/Kalkulation der Maßnahme – Pauschalen F1-F3  
(Die Anlage „Tätigkeitdarstellung zur Einordnung der Funktionspauschale“ ist zwingend 

auszufüllen.) 
 

3.1. Kalkulation der Bemessungsgrundlage – Pauschalen 
(Bitte tragen Sie die ermittelten Zwischensummen gem. o.g. Anlage ein.) 

Nr. Funktion Pauschalierte Ausgaben  

3.1.1. 
 

 

Leitung  
 

 

 

 
  € 

 

3.1.2. Mitarbeit  

  € 

3.1.3. Assistenz  

  € 

 Gesamtsumme der Pauschalen  
 

 
  € 
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3.2. Kalkulation – Pauschale für Fahrten P1  

Position Anzahl 
(Teilnehmende) 

Monate Pauschale Gesamtausgaben 

Ausgaben für Fahrten von 
Teilnehmenden 

 
 ___ 

 
x_______ 

 
30,00 € 

 
  € 

 
 
3.3. Kalkulation – Kinderbetreuungspauschale P2 

Position Anzahl 
(TN/Kind) 

Monate Pauschale Gesamtausgaben 

Ausgaben für 
Kinderbetreuung 

 
 ___ 

 
x________ 

 
130,00 € 

 
  € 

 
 
3.4. Kalkulation der Ausgaben für maßnahmebezogene Sachausgaben (detaillierte 

Aufschlüsselung der Sachausgaben) 
 

Bezeichnung der Sachausgabe erwartete 
Ausgabe 

    € 

    € 

    € 

    € 

    € 

Gesamtsumme    € 
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4. Gesamtfinanzierungsplan der Maßnahme  

Bezeichnung Gesamtbetrag Zeitpunkt der voraussichtlichen Fälligkeit 
(Kassenwirksamkeit), davon im Jahr 

20  20  20  20  

Pauschalen gem. Nr. 2.5 
(Summe unter 3.1) 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

Pauschale für Fahrten 
(Summe unter 3.2) 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

Pauschale Kinderbetreuung 
(Summe unter 3.3) 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

Sachausgaben  
(Summe unter 3.4) 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

abzgl. erwartete 
Einnahmen 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

zuwendungsfähige 
Gesamtausgaben 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

davon   

Leistungen Dritter 
privat 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

Leistungen Dritter 
öffentlich 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

Eigenanteil   €   €   €   € 
 

  € 

beantragte 
Gesamtzuwendung 

 
  € 

 
  € 

 
  € 

 
 € 

 
  € 
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5. Begründung 
5.1. Zur Notwendigkeit der Maßnahme 

(z.B. Schilderung der Beschäftigungs-, und sektoralen Probleme, Standort, Konzeption, Ziel, 

Zusammenhang mit anderen Maßnahmen desselben Aufgabenbereichs in vorhergehenden oder 

folgenden Jahren, alternative Möglichkeiten, Raumbedarf) 
  

  

  

  

 

5.2. Zur Notwendigkeit der Förderung und Finanzierung 
(z.B. Eigenmittel, Förderhöhe, Landes-Interesse an der Maßnahme, alternative Förderungs- und 

Finanzierungsmöglichkeiten) 
  

  

  

  

6. Erklärung 
Hiermit erkläre ich, dass 

6.1.  mit der Maßnahme noch nicht begonnen wurde und auch vor 
Bekanntgabe des Zuwendungsbescheides nicht begonnen wird. 

 die Maßnahme am   beginnen soll und dazu die Zustimmung 
der übrigen Finanzierungsträger vorliegt. Hiermit beantrage ich zudem mit 
beigefügter formloser Begründung die Zustimmung zum förderunschädlichen 
vorzeitigen Maßnahmebeginn. Als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich auch 
bereits der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- und 
Leistungsvertrages zu werten.  
 

 

6.2. für die hier beantragte Zuwendung neben der im Finanzierungsplan/in den 

Finanzierungsplänen ausgewiesenen öffentlichen Förderung keine anderweitigen 

öffentlichen Mittel beantragt wurden bzw. werden. 

 

6.3. die Angaben in diesem Antrag einschließlich der Anlagen vollständig und richtig 

sind. 

 
 

6.4. das eingesetzte Personal entweder 
 nicht in einem anderen Projekt tätig ist oder 
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 in einem anderen Projekt nur anteilig tätig ist und die Arbeitszeit den 
Stundenumfang einer vergleichbaren vollen Stelle des jeweiligen 
Arbeitgebers nicht übersteigt. 

 

 

6.5. Erklärung nur für Gemeinden, Städte und Kreise 
die beantragte Maßnahme ausschließlich der Wahrnehmung freiwilliger 

kommunaler Aufgaben dient.  
  

6.6. Erklärung nur bei Beantragung von maßnahmebezogenen Sachausgaben 
ich zum Vorsteuerabzug  

 berechtigt bin 
 nicht berechtigt bin 

und dies bei den maßnahmebezogenen Sachausgaben berücksichtigt habe, 

soweit diese der Antragsstellung zugrunde gelegt sind. 

 

7. Hinweise auf und Erklärung zu § 264 StGB: 
Ich erkläre hiermit, dass mir bekannt ist, dass 

 

 die nachfolgend unter Buchstaben a – j bezeichneten Angaben, 

Beschreibungen, Darstellungen, Begründungen und Erklärungen in diesem 

Förderantrag sowie in den beigefügten Anlagen subventionserhebliche 

Tatsachen im Sinne des § 264 StGB in Verbindung mit § 1 des 

Landessubventionsgesetzes vom 24. März 1977 (GV. NRW S. 136/SGV. 

NRW 73) und § 2 des Subventionsgesetzes des Bundes vom 29 Juli 1976 

(BGBI. I S. 2034) sind: 

a) Angaben zum Antragstellenden  

b) Angaben zur Weiterleitung der Zuwendung  

c) Beschreibung der Maßnahme einschließlich des 

Durchführungszeitraumes 

d) Angaben zum Finanzierungsplan 

e) Begründung der Notwendigkeit der Maßnahme 

f) Erklärung zum Maßnahmebeginn 

g) Erklärung über anderweitige öffentliche Förderung 

h) Erklärung, dass die Angaben vollständig und richtig sind  

i) Erklärung zum eingesetzten Personal 

j) Erklärung über die Vorsteuerabzugsberechtigung 
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 Rechtsgeschäfte zwischen Zuwendungsempfangenden und Dritten, die im 

Ergebnis zu einer Reduzierung des zu erbringenden Eigenanteils des 

Zuwendungsempfangenden oder Dritter führen (z.B. Scheingeschäfte, 

Scheinrechnungen) subventionserhebliche Tatsachen sind. Dem 

Zuwendungsempfangenden und/oder Dritten obliegt insoweit ebenfalls eine 

Mitteilungsverpflichtung.  
 

 die Festlegung des Zuwendungszwecks in dem aufgrund dieses Antrages 

erteilten Zuwendungsbescheid als eine Verwendungsbeschränkung im Sinne 

des § 264 Abs. 1 Nr. 2 StGB anzusehen ist. Die Zuwendung darf daher nur 

zur Erfüllung des im Zuwendungsbescheid bestimmten Zwecks verwendet 

werden.  
 

 Subventionsbetrug strafbar ist und ich mich gem. § 264 Abs. 1 StGB strafbar 

mache, wenn ich 

 einer für die Bewilligung einer Subvention zuständigen Behörde oder 

einer anderen in das Subventionsverfahren eingeschalteten Stelle oder 

Person (Subventionsgeber) über subventionserhebliche Tatsachen für 

mich oder einen anderen unrichtige oder unvollständige Angaben 

mache, die für mich oder den anderen vorteilhaft sind (§ 264 Abs. 1 Nr. 

1 StGB), 

 einen Gegenstand oder eine Geldleistung, deren Verwendung durch 

Rechtsvorschriften oder durch den Subventionsgeber im Hinblick auf 

eine Subvention beschränkt ist, entgegen der 

Verwendungsbeschränkung verwende (§ 264 Abs. 1 Nr. 2 StGB), 

 den Subventionsgeber entgegen den Rechtsvorschriften über die 

Subventionsvergabe über subventionserhebliche Tatsachen in 

Unkenntnis lasse (§ 264 Abs. 1 Nr. 3 StGB) oder 

 in einem Subventionsverfahren eine durch unrichtige oder 

unvollständige Angaben erlangte Bescheinigung über eine 

Subventionsberechtigung oder über subventionserhebliche Tatsachen 

gebrauche (§ 264 Abs. 1 Nr. 4 StGB). 
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 es für eine Strafbarkeit nach § 264 StGB nicht erforderlich ist, dass die 

Zuwendung für mich selbst beantragt wird oder das die beantragte 

Zuwendung tatsächlich gewährt wird.  
 

 gem. § 3 des Subventionsgesetzes vom 29. Juli 1976 (BGBI. I. S. 2037) der 

Subventionsnehmer verpflichtet ist, dem Subventionsgeber unverzüglich alle 

Tatsachen mitzuteilen, die der Bewilligung, Gewährung, Weitergewährung, 

Inanspruchnahme oder dem Belassen der Subvention oder des 

Subventionsvorteils entgegenstehen oder für die Rückforderung der 

Subvention oder des Subventionsvorteils erheblich sind. Diese 

Mitteilungspflicht betrifft die o.g. subventionserheblichen Tatsachen und jede 

spätere Änderung derselben. 
 

 § 4 des Subventionsgesetzes vom 29. Juli 1976 (BGBI. I. S. 2037) 

Regelungen zu Scheingeschäften und zum Missbrauch von 

Gestaltungsmöglichkeiten trifft, wonach insbesondere Scheingeschäfte und 

Scheinbehandlungen für die Bewilligung, Gewährung oder Rückforderung 

und Weitergewährung oder das Belassen einer Subvention oder eines 

Subventionsvorteils unerheblich sind. Das bedeutet, dass für die Beurteilung 

der tatsächlich gewollte Sachverhalt maßgeblich ist.  
 

 eine Entstellung oder Unterdrückung der zu a – l genannten Tatsachen 

gegebenenfalls als Betrug im Sinne des § 263 StGB strafbar ist.  

 

8. Datenschutzrechtliche Einverständniserklärung  
Die allgemeinen Datenschutzhinweise der Bezirksregierung Arnsberg habe ich zur 

Kenntnis genommen. Diese Informationen können unter der folgenden 

Internetadresse abgerufen werden: 

http://www.bezreg-arnsberg.nrw.de/themen/d/datenschutz/index.php 

  



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 24 vom 30. August 2021614

9. Anlagen  

Anlage „Maßnahmeplanung über das im Projekt eingesetzte Personal“ 
 Anlage „Weiterleitung der Zuwendung“ 

☐ Anlage „Tätigkeitdarstellung zur Einordnung der Funktionspauschale“ 
 Finanzierungszusage(n) Dritter (Letter of Intent) 
 Bescheid(e) über die Leistungen Dritter 
 Maßnahmebeschreibung (Inhalt, Adressaten, Konzept, Kursausgestaltung, 

Organisationsform etc.) 
 Positive Votum der Kommune (z.B. Letter of Intent oder 

Kooperationsvereinbarung)  
 

 

 __________________________   _______________________________  
 Ort, Datum  rechtsverbindliche Unterschrift 
 
 

  _______________________________ 
 Name in Druckbuchstaben 
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___________________________________ 
  (Zuwendungsempfänger) 
 

  
_________________________ 
PLZ, Ort, Datum 
 

 
 Bezirksregierung Arnsberg 
Dez.36 
- Kompetenzzentrum für Integration - 
Seibertzstr. 1 
59821 Arnsberg 

 
                                                                     

  

  
 
 
AZ: 36.4- 

 
 
 
 
     

Verwendungsnachweis 
 

Zwischennachweis 
 
 
Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen im Rahmen der Initiative 
„Durchstarten in Ausbildung und Arbeit“ 
Verwendungsnachweis über den Förderbaustein (bitte im Folgenden nennen): 
 
__________________________________________________________________________ 
 
__________________________________________________________________________ 

(Zuwendungszweck) 
 
 
 

Durch Zuwendungsbescheid der Bezirksregierung Arnsberg - Kompetenzzentrum für 

Integration - vom ____________, Az.: 36.4 –  

wurden zur Finanzierung der oben genannten Maßnahme _______________ Euro 

bewilligt. 

 

Es wurden ausgezahlt:                                     _______________ Euro. 

 
 
 
 
I. Sachbericht 
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Darstellung der durchgeführten Maßnahme, u. a.: Beginn und Dauer der Maßnahme, Personaleinsatz/Kooperationspartner/ 
Aufgabenteilung, Darstellung von einzelnen Projektphasen / Schritte bzgl. Organisation, Resonanz, Durchführung/ Ablauf, 
Produkte und Ergebnisse, Erfolg und Auswirkungen der Maßnahme, etwaige Abweichungen von den dem 
Zuwendungsbescheid zugrundeliegenden Planungen mit Begründung, etc. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
II. Zahlenmäßiger Nachweis 
 
 
 
1. 

 
Einnahmen: 

 
Art 

Eigenanteil, Leistungen Dritter, 
Zuwendungen 

Lt. Zuwendungs-
bescheid 

 

Lt. Abrechnung 

 Euro v. H. Euro v. H. 
 
Eigenanteil 
 

    

 
Leistungen Dritter (ohne öffentl. Förderung) 
 

    

 
Bewilligte öffentliche Förderung durch 
____________________________________

_ 

____________________________________

_ 

____________________________________

_ 

 

    

 
Zuwendung des Landes 
 

    

 
insgesamt 
 

  
100 

  
100 

 
 
 
 
2. 
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Pauschalen gemäß F1 - F3 
 

Lfd. 
Nr. 

Funktion Pauschaler Betrag 

 Leitung 
 
 

 
 

_____________€ 
 

 Mitarbeit  
_____________ € 

 Assistenz  
_____________ € 

 Summe der Pauschalen F1 – F3 
 

 
______________€ 

 
Pauschale gemäß P1 
 

Position Anzahl 
(Teilnehmende) 

Monate Pauschale Pauschaler 
Gesamtbetrag 

Ausgaben für 
Fahrten von 
Teilnehmenden 

 
 ___ 

 
x_______ 

 
30,00 € 

 
_____________€ 

 
 
Pauschale gemäß P2 
 

Position Anzahl (TN/Kind) Monate Pauschale Pauschale 
Gesamtbetrag 

Ausgaben  für 
Kinderbetreuung 

 
 ___ 

 
x________ 

 
130,00 € 

 
_____________€ 

 
Pauschale gemäß P3 
 

Position Anzahl  Pauschale Pauschaler 
Gesamtbetrag 

Qualifizierungsstunde (60 
Minuten) 
 

 
  

 
46,00 € 

 
_______________€ 

Summe  
______________€ 
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Pauschale gemäß P4 und P7 
 

Position Anzahl  Pauschale Pauschaler 
Gesamtbetrag 

Unterrichtsstunde (45 
Minuten) 
 

 
  

 
41,00 € 

 
  ______________€ 

Unterrichtsstunde 
(Jugendintegrationskurs) 

 
  

 
4,40 € 

 
______________€ 

Summe  
 ______________ € 

 
Pauschale gemäß P5 - P6 
 

 Funktion Pauschaler 
Gesamtbetrag 

 Art des Kurses Anzahl TN Pauschale 
je TN  

 

. Homogene Kurse 
 

 
  4.920 € _______________€ 

   
  2.460 € _______________€ 

 Heterogene Kurse  
  2.150 € _______________€ 

   
  1.075 € _______________€ 

 Summe der Pauschalen P5 – P6  
______________ € 

 

Gesamtsumme der Pauschalen F1 – F3 und P1 – P7  
______________€ 

 
 
3. 

 
Maßnahme-/Projektbezogene Ausgaben: 

 
 

Ausgabengliederung 
 

 
Lt. Finanzierungsplan 

 
Lt. Abrechnung 

 insges. davon zuwen-
dungsfähig 

insges. davon zuwen-
dungsfähig 

 Euro Euro Euro Euro  
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insgesamt 
 

  

 
III. Ist – Ergebnis 
 

 Lt.  
Zuwendungsbescheid / 
Finanzierungsplan 
zuwendungsfähig 

 

 
Ist-Ergebnis  

lt. Abrechnung 

 Euro Euro 
 
Ausgaben (Nr. II.2) 
 

  

 
Ausgaben (Nr. II.3) 

  

 
Einnahmen (Nr. II.1) 
 

  

Mehrausgaben 
 
 

Minderausgaben   

 
IV. Bestätigung 
 
 
Es wird bestätigt, dass 
 
 o die allgemeinen und besonderen Nebenbestimmungen des 

Zuwendungsbescheides beachtet wurden, 
 

 o die Ausgaben notwendig waren, wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist 
und die Angaben im Verwendungsnachweis mit den Büchern und Belegen 
übereinstimmen, 
 

 o die Vordrucke (zutreffendes bitte ankreuzen) 

□ monatlicher Nachweis zu Qualifizierungsstunden 
□ monatlicher Nachweis zu Unterrichtsstunden 
□ monatlicher Teilnahmenachweis zum Nachweis der Pauschale für 

Fahrten 
□ Nachweis zur Pauschale zur Kinderbetreuung 
□ Erklärung zur Kinderbetreuung 
□ Anweisung zum Personaleinsatz 
□ Monatlicher Nachweis über Coaching 
 
vorliegen und vom Zuwendungsempfangenden bei Bedarf zur Verfügung 
gestellt werden können.  
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Für außergemeindliche Zuwendungsempfänger: 

 
 
 
 
 

o die Inventarisierung der mit der Zuwendung beschafften Gegenstände – soweit 
nach Nr. 4.2 ANBest-P vorgesehen - vorgenommen wurde. 

 
 

 
 

 ________________________________ 
(Ort/Datum) 

 

_________________________________ 
(Rechtsverbindliche Unterschrift) 
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V. Ergebnis der Prüfung durch die Bewilligungsbehörde 
 
 
Der Verwendungsnachweis wurde anhand der vorliegenden Unterlagen geprüft. 
Es ergaben sich 
 

 keine¹ 
 

 die nachstehenden¹ 
 
Beanstandungen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
________________________________ 

(Ort/Datum) 
 

 
_________________________________ 

(Unterschrift) 

 
____________________________ 
¹ Zutreffendes bitte ankreuzen. 
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702

Rahmenrichtlinie über die Gewährung von 
 Zuwendungen aus dem Europäischen Fonds für 
 regionale Entwicklung im Zielbereich Investi-

tionen in Wachstum und Beschäftigung (EFRE) in 
der Förderperiode 2014-2020 im Land Nordrhein-
Westfalen (EFRE-Rahmenrichtlinie – EFRE RRL)

Gemeinsamer Runderlass 
des Ministeriums für Wirtschaft, 

Innovation, Digitalisierung und Energie, 
der Staatskanzlei, 

des Ministeriums für Schule und Bildung, 
des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales, 

des Ministeriums für, Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz, 

des Ministeriums für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung, 

des Ministeriums für Kultur und Wissenschaft, 
des Ministeriums für Kinder, Familie, 

Flüchtlinge und Integration, 
des Ministeriums für Verkehr,

des Ministers für Bundes- und Europaangelegenheiten 
sowie Internationales 

Vom 9. August 2021

1 
Rechtsgrundlagen, Anwendbarkeit

1.1

Das Land gewährt nach der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Bestim-
mungen über den Europäischen Fonds für regionale Ent-
wicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsi-
onsfonds, den Europäischen Landwirtschaftsfonds für 
die Entwicklung des ländlichen Raums und den Euro-
päischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemei-
nen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für re-
gionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den 
Kohäsionsfonds und den Europäischen Meeres- und Fi-
schereifonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr.  1083/2006 des Rates (ABl. L 347 vom 20.12.2013, 
S. 320, L 200 vom 26.7.2016, S. 140), die zuletzt durch die 
Verordnung (EU) Nr.  2020/2221 (ABl. L 437 vom 
28.12.2020, S. 30) geändert worden ist sowie der Verord-
nung (EU) Nr.  1301/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 17. Dezember 2013 über den Euro-
päischen Fonds für regionale Entwicklung und mit be-
sonderen Bestimmungen hinsichtlich des Ziels “Investi-
tionen in Wachstum und Beschäftigung“ und zur Aufhe-
bung der Verordnung (EG) Nr.  1080/2006 (ABl. L 347 
vom 20.12.2013, S. 289, L 330 vom 3.12.2016, S. 12), die 
zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 2020/558 (ABl. L 
130 vom 24.4.2020, S. 1) geändert worden ist und den da-
zugehörenden Verordnungen der Kommission, nach Maß-
gaben dieser Rahmenrichtlinie, der Verwaltungsvor-
schriften zur Landeshaushaltsordnung vom 10. Juni 2020 
(MBl. NRW. S.  309; nachfolgend VV zur Landeshaus-
haltsordnung) und der einschlägigen Förderrichtlinien 
Zuwendungen im Rahmen des Operationellen Pro-
gramms Nordrhein-Westfalens für die Förderung von In-
vestitionen in Wachstum und Beschäftigung aus dem 
EFRE 2014-2020 (nachfolgend OP EFRE NRW). Ein An-
spruch der oder des Antragstellenden auf Gewährung 
der Zuwendung besteht nicht, vielmehr entscheidet die 
Bewilligungsbehörde aufgrund ihres pfl ichtgemäßen Er-
messens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

1.2

Diese Rahmenrichtlinie ist bei allen Zuwendungen anzu-
wenden, die im Rahmen des OP EFRE NRW erfolgen. Sie 
geht den Verwaltungsvorschriften zu §§ 23, 44 der Lan-
deshaushaltsordnung und den Regelungen der Förder-
richtlinien vor, soweit sie diesen widerspricht oder sie 
 ergänzt. 

1.2.1

Die Förderung von außeruniversitären Forschungsein-
richtungen, die gemeinsam von Bund und Ländern 

grundfi nanziert werden und unter den Anwendungsbe-
reich des Gemeinsamen Runderlasses des Ministeriums 
für Kultur und Wissenschaft, des Ministeriums für Wirt-
schaft, Innovation, Digitalisierung und Energie, des Mi-
nisteriums für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Ver-
braucherschutz und des Ministeriums für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales „Richtlinie zur Gewährung von 
Zuwendungen zur Projektförderung auf Kostenbasis an 
außeruniversitäre Forschungseinrichtungen“ vom 7. Sep-
tember 2018 (MBl. NRW. S.  514) fallen, erfolgt gemäß 
dieser Rahmenrichtlinie auf Kostenbasis. Ausgenommen 
sind solche Forschungseinrichtungen, die im Einzelfall 
ausdrücklich auf eigenen Wunsch auf Ausgabenbasis ab-
rechnen. Soweit Forschungseinrichtungen auf Kostenba-
sis abrechnen, werden keine Pauschalen im Sinne der 
Nummer  5.4 angesetzt. Für Abrechnungen und Nach-
weise haben die Maßgaben der Richtlinie zur Gewäh-
rung von Zuwendungen zur Projektförderung auf Kos-
tenbasis an außeruniversitäre Forschungseinrichtungen 
dann Vorrang. 

1.2.2

Die beihilfenrechtlichen Vorschriften bleiben unberührt. 

1.2.3

Bei der Unterstützung von Finanzinstrumenten und dem 
Abschluss von Verträgen, die keine Zuwendungsverträge 
sind, ist diese Rahmenrichtlinie nicht anzuwenden.

1.2.4

Ausnahmen von Regelungen dieser Rahmenrichtlinie 
sind nur im Einvernehmen mit der EFRE-Verwaltungs-
behörde, dem für Finanzen zuständigen Ministerium 
und, soweit die Regelungen der Verwaltungsvorschriften 
zur Landeshaushaltsordnung vom 10. Juni 2020 (MBl. 
NRW. S.  309) in der jeweils geltenden Fassung zu §  44 
der Landeshaushaltsordnung NRW berührt sind, dem für 
Kommunales zuständigen Ministerium möglich. Ausnah-
men, welche die Regelung des Verwendungsnachweises 
und die Prüfung durch den Landesrechnungshof betref-
fen, sind nur im Einvernehmen mit dem Landesrech-
nungshof möglich.

2
Gegenstand der Förderung

2.1

Der Gegenstand der Förderung ergibt sich aus dem OP 
EFRE NRW. Förderrichtlinien können den Gegenstand 
einschränken. 

2.2

Großprojekte dürfen nur mit Genehmigung der EFRE-
Verwaltungsbehörde gefördert werden. Großprojekte 
sind Vorhaben, die eine Reihe von Arbeiten, Tätigkeiten 
oder Dienstleistungen mit nicht zu trennenden Aufgaben 
einer konkreten wirtschaftlichen oder technischen Art 
und zuwendungsfähigen Gesamtausgaben von mehr als 
50 Millionen Euro umfassen (vergleiche Artikel 101-103 
der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013).

3
Zuwendungsempfängerin und Zuwendungsempfänger

Der Kreis der Zuwendungsempfängerinnen und Zuwen-
dungsempfänger ergibt sich aus dem OP EFRE NRW. Er 
kann durch Förderrichtlinien eingeschränkt werden.

4
Zuwendungsvoraussetzungen

4.1

Gefördert werden Vorhaben, die in Nordrhein-Westfalen 
gemäß Artikel  70 Absatz  1 der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013 durchgeführt und so rechtzeitig fertig ge-
stellt werden, dass die Verwendungsnachweisprüfung vor 
dem 31. Dezember 2023 abgeschlossen werden kann. Vor-
behaltlich einer entsprechenden Zustimmung des Be-
gleitausschusses dürfen bis zu 20  Prozent der zuwen-
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dungsfähigen Gesamtausgaben eines Verbundvorhabens 
für Maßnahmen getätigt werden, die außerhalb von 
Nordrhein-Westfalen durchgeführt werden. Hiervon un-
beschadet ist in jedem Einzelfall, in dem zuwendungsfä-
hige Ausgaben eines Vorhabens für Maßnahmen getätigt 
werden, die außerhalb Nordrhein-Westfalens durchge-
führt werden sollen, gemäß Artikel 70 Absatz 2 der Ver-
ordnung (EU) Nr.  1303/2013 die Zustimmung der Ver-
waltungsbehörde einzuholen.

4.2

Bei der Bewilligung müssen die vom Begleitausschuss 
des OP EFRE NRW aufgestellten Auswahlkriterien an-
gewandt werden.

4.3

(Nummer 1.2 VV zu § 44 der Landeshaushaltsordnung)

Zuwendungen dürfen nur solchen Empfängerinnen und 
Empfängern bewilligt werden, bei denen die Gesamtfi -
nanzierung der Projekte im Rahmen des Ausgabenerstat-
tungsprinzips gemäß Nummer 7.1 gesichert ist.

4.4

(Nummer 1.3.1 VV zu § 44 der Landeshaushaltsordnung)

Bei der Zulassung eines vorzeitigen Maßnahmebeginns 
werden der Zuwendungsempfängerin und dem Zuwen-
dungsempfänger die Allgemeinen Nebenbestimmungen 
für Zuwendungen zur Projektförderung unter Einsatz 
von Mitteln aus dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (Anlage 4 dieser Rahmenrichtlinie, im fol-
genden ANBest-EFRE) beaufl agt.

4.5

(Nummer 1.4 VV zu § 44 der Landeshaushaltsordnung)

Die Förderung erfolgt im Rahmen des Verwaltungs- und 
Kontrollsystems für das OP EFRE NRW.

4.6

Die beihilferechtliche Zuwendungsfähigkeit eines Vorha-
bens wird geprüft und dokumentiert.

5
Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1 

Die Zuwendung erfolgt zur Deckung von Ausgaben für 
einzelne abgegrenzte Vorhaben (Projektförderung gemäß 
Nummer 2.1 VV zu § 23 der Landeshaushaltsordnung). 

5.2

(Nummer 2.2, 2.3 VV und Nummer 2.2 VVG zu § 44 der 
Landeshaushaltsordnung)

Die Zuwendung wird grundsätzlich zur Teilfi nanzierung 
des zu erfüllenden Zwecks und grundsätzlich nach 
 einem bestimmten Vomhundertsatz der zuwendungsfähi-
gen Ausgaben bewilligt, wobei die Zuwendung bei der 
Bewilligung auf einen Höchstbetrag zu begrenzen ist 
(Anteilfi nanzierung). Der Anteil der EFRE-Mittel darf 
höchstens 50 Prozent der im EFRE zuwendungsfähigen 
Gesamtausgaben (öffentliche und private Ausgaben) be-
tragen (Artikel  120 Absatz  2 Buchstabe a, Absatz  3 
Buchstabe e der Verordnung (EU) Nr.  1303/2013, OP 
EFRE NRW). Lediglich im Falle der Unterstützung der 
Krisenbewältigung im Rahmen von REACT-EU (OP 
EFRE NRW, Spezifi sche Ziele 16 und 17) darf dieser An-
teil bis zu 100 Prozent betragen (Artikel 92b Absatz 12 
der Verordnung (EU) 2020/2221 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 23. Dezember 2020 zur Än-
derung der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 in Bezug auf 
zusätzliche Mittel und Durchführungsbestimmungen zur 
Unterstützung der Krisenbewältigung im Zusammen-
hang mit der COVID-19-Pandemie und ihrer sozialen 
Folgen und der Vorbereitung einer grünen, digitalen und 
stabilen Erholung der Wirtschaft (REACT-EU) (ABl. L 
437 vom 28.12.2020, S. 30).

5.3

Die Zuwendung wird grundsätzlich als zweckgebunde-
ner Zuschuss beziehungsweise Zuweisung gewährt.

5.4

(Nummer 2.4 VV und Nummer 2.3 VVG zu § 44 der Lan-
deshaushaltsordnung)

Wenn Personalausgaben gefördert werden, so werden für 
die zuwendungsfähigen Ausgaben Pauschalen angesetzt. 
Die Pauschalen gelten sowohl bei der Bemessung als 
auch bei der Abrechnung der Zuwendung. Bei Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen des Landes wer-
den die Personalausgaben für das Projekt nur anerkannt, 
sofern diese nicht bereits aus Mitteln des Landes fi nan-
ziert sind (Stammpersonal aus Landesmitteln). Bei Ge-
meinden werden die Personalausgaben für das Projekt 
nur anerkannt, wenn das Projekt ausschließlich der 
Wahrnehmung freiwilliger kommunaler Aufgaben dient. 
Die Förderung der Personalausgaben für Geschäftsfüh-
rerinnen und Geschäftsführer ist auf 70 Prozent der Ar-
beitszeit gemäß Nummer 5.4.5 begrenzt.

5.4.1

Die Pauschalen umfassen die Lohnzahlungen, vertrag-
liche und tarifl iche Zusatzleistungen sowie die Lohnne-
benkosten. Personalausgaben dürfen, auch wenn sie die 
Pauschalen übersteigen, nicht mehr gesondert abgerech-
net werden.

5.4.2

Die Verwaltungsbehörde aktualisiert und veröffentlicht 
auf der Seite www.efre.nrw.de zum 1. Juli eines jeden 
Jahres Monats- und Stundensätze für vier verschiedene 
Leistungsgruppen (Anlage 1). Für die gesamte Laufzeit 
eines Projektes sind die Sätze anzuwenden, die zum 
Zeitpunkt des Eingangs des Zuwendungsantrags galten. 
Die Sätze werden im Zuwendungsbescheid beziehungs-
weise bei der Zulassung des vorzeitigen Maßnahme-
beginns festgelegt.

5.4.3

Als zuwendungsfähige Personalausgaben werden ange-
setzt

a)  für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die bei der Zu-
wendungsempfängerin oder dem Zuwendungsemp-
fänger Vollzeit und ausschließlich in dem geförderten 
Projekt tätig sind, ein Monatssatz,

b)  für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die bei der Zu-
wendungsempfängerin oder dem Zuwendungsemp-
fänger Teilzeit und ausschließlich in dem geförderten 
Projekt tätig sind, ein der Teilzeit entsprechender An-
teil eines Monatssatzes,

c)  für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die bei der 
 Zuwendungsempfängerin oder dem Zuwendungs-
empfänger nur teilweise in dem geförderten Projekt 
tätig sind, ein Stundensatz. 

5.4.4

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden anhand der in 
Anlage 1 zu Nummer  5.4.2 beschriebenen Leistungs-
gruppen einem Monats- oder Stundensatz zugeordnet. 
Die Eingruppierung erfolgt anhand einer Funktionsbe-
schreibung im Antrag und durch Vorlage des Arbeitsver-
trages sowie gegebenenfalls durch die Vorlage von Quali-
fi zierungsnachweisen.

5.4.5

Gefördert werden die gemäß ANBest-EFRE nachgewie-
senen Arbeitsmonate und Arbeitsstunden. Für die nur 
teilweise in dem geförderten Projekt tätigen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter werden nur Produktivarbeits-
stunden und maximal 1 650 Stunden pro Jahr über alle 
aus öffentlichen Mitteln fi nanzierten Projekte anerkannt. 
Ist eine Mitarbeiterin oder Mitarbeiter zu mehr als 1 650 
Produktivarbeitsstunden in aus öffentlichen Mitteln fi -
nanzierten Projekten tätig, so werden die für das EFRE-
fi nanzierte Projekt erklärten Produktivarbeitsstunden 
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entsprechend gekürzt. Ist eine Mitarbeiterin oder Mitar-
beiter in Teilzeit bei der Zuwendungsempfängerin tätig, 
so sind die maximalen Jahresarbeitsstunden entspre-
chend der Teilzeit zu reduzieren.

5.5

(Nummer 2.4 VV und Nummer 2.3 VVG zu § 44 der Lan-
deshaushaltsordnung)

Gemeinausgaben können gefördert werden, wenn sie in 
dem betroffenen Förderbereich zuwendungsfähig sind 
und in dem Vorhaben Personalausgaben gefördert wer-
den. Wenn Gemeinausgaben gefördert werden, so erfolgt 
dies in Form einer Pauschale. Die Pauschale gilt sowohl 
bei der Bemessung, als auch bei der Abrechnung der Zu-
wendung. 

5.5.1

Die Pauschale umfasst die in Anlage 2 aufgeführten Aus-
gaben. Diese Ausgaben dürfen, auch wenn sie die Pau-
schalen übersteigen, nicht mehr gesondert abgerechnet 
werden. 

5.5.2

Die Pauschale beträgt im Bereich der umsetzungsorien-
tierten Forschungseinrichtungen und Kompetenzzentren 
(OP EFRE NRW, Spezifi sches Ziel 1), der innovativen 
Kooperations- und Transfervorhaben (OP EFRE NRW, 
Spezifi sches Ziel 2, Maßnahme 1) sowie der Cluster und 
der Innovations- und Kompetenznetzwerke (OP EFRE 
NRW, Spezifi sches Ziel 2, Maßnahme 3) 25 Prozent und 
in allen übrigen Bereichen 15 Prozent der pauschalierten 
förderfähigen direkten Personalausgaben. Die als fi ktive 
Ausgabe anerkannten Beträge für bürgerschaftliches 
Engagement gemäß Nummer 5.6 sind nicht Gegenstand 
der Berechnungsgrundlage für die Pauschale.

5.6 

(Nummer  2.4.2 VV und Nummer  2.3.2 VVG zu §  44 der 
Landeshaushaltsordnung)

Bürgerschaftliches Engagement in der Form von freiwil-
ligen, unentgeltlichen Arbeiten wird als fi ktive Ausgabe 
in Höhe von 15 Euro je geleisteter Stunde in die Bemes-
sungsgrundlage einbezogen. Als bürgerschaftliches En-
gagement gelten insbesondere nicht Leistungen in Erfül-
lung einer Verpfl ichtung aus einem Beschäftigungsver-
hältnis oder einer organschaftlichen Stellung bei der 
Zuwendungsempfängerin oder dem Zuwendungsemp-
fänger. Die Arbeitsstunden müssen belegt werden. Die 
Sonderregelung zum bürgerschaftlichen Engagement 
von Architekten und Fachunternehmen im Bereich der 
Stadterneuerung bleibt für die Zeit ihrer Gültigkeit un-
berührt. Die Anerkennung bürgerschaftlichen Engage-
ments ist dadurch begrenzt, dass die Zuwendung die 
Summe der tatsächlich verausgabten zuwendungsfähi-
gen Gesamtausgaben nicht übersteigt (Artikel  69 Ab-
satz 2 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 1303/2013). 
Anerkannte Beträge für bürgerschaftliches Engagement 
sind nicht Gegenstand der Berechnungsgrundlage für 
die Pauschale gemäß Nummer 5.4.

5.7

(Nummer  2.4.3 VV und Nummer  2.3.3 VVG zu §  44 der 
Landeshaushaltsordnung)

Zweckgebundene Spenden bleiben, vorbehaltlich ande-
rer gesetzlicher Regelungen (zum Beispiel in den jährli-
chen Haushaltsgesetzen), für die Bemessung der Zuwen-
dung außer Betracht, soweit der Zuwendungsempfän-
gerin oder dem Zuwendungsempfänger ein aus eigenen 
Mitteln zu erbringender Eigenanteil in Höhe von 10 Pro-
zent der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben verbleibt. 
Darüberhinausgehende zweckgebundene Spenden sind 
als Einnahmen zu berücksichtigen.

5.8

(Nummer 2.4 VV und Nummer 2.3 VVG zu § 44 der Lan-
deshaushaltsordnung)

Bei Vorhaben, die nach ihrem Abschluss Nettoeinnahmen 
erwirtschaften und deren zuwendungsfähige Gesamtaus-

gaben 1 Millionen Euro überschreiten, werden die zu-
wendungsfähigen Ausgaben bei der Bewilligung um die 
in einem bestimmten Bezugszeitraum erwarteten ermä-
ßigten Nettoeinnahmen gekürzt (Artikel 61 Absatz 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 1303/2013). 

Die Kürzung erfolgt nicht bei Vorhaben, für die die För-
derung 

a)  eine De-Minimis-Beihilfe,

b)  eine vereinbare staatliche Beihilfe für kleine und mit-
telständische Unternehmen mit Begrenzung der Bei-
hilfeintensität oder des Beihilfebetrages, oder

c)  eine vereinbare staatliche Beihilfe mit Einzelprüfung 
des Finanzierungsbedarfes in Übereinstimmung mit 
den Vorschriften über die staatlichen Beihilfen

ist (Artikel  61 Absatz  8 der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013).

5.8.1

Nettoeinnahmen sind Zufl üsse von Geldbeträgen, die un-
mittelbar von Nutzenden für die im Rahmen des Vorha-
bens bereitgestellten Waren und Dienstleistungen ge-
zahlt werden (zum Beispiel unmittelbar von Nutzenden 
für die Benutzung einer Infrastruktur geleistete Gebüh-
ren, Erlöse aus Verkauf, Vermietung oder Verpachtung 
von Grundstücken oder Gebäuden und Zahlungen für 
Dienstleistungen) abzüglich der Betriebskosten und Wie-
derbeschaffungskosten für kurzlebige Anlagegüter. Ein-
sparungen bei den Betriebskosten werden ebenfalls als 
Nettoeinnahmen behandelt, es sei denn, sie werden 
durch entsprechende Kürzungen bei den Betriebsbeihil-
fen ausgeglichen, Artikel  61 Absatz  1 der Verordnung 
(EU) Nr. 1303/2013.

5.8.2

Es werden die ermäßigten Nettoeinnahmen unter Be-
rücksichtigung der normalerweise erwarteten Rentabili-
tät der betreffenden Investitionskategorie in Nordrhein-
Westfalen und des Verursacherprinzips berechnet (Arti-
kel  61 Absatz  3 Buchstabe b der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013). Zur Ermittlung der ermäßigten Nettoein-
nahmen werden die abgezinsten Ausgaben von den abge-
zinsten Einnahmen abgezogen und gegebenenfalls der 
Restwert der Investition addiert (Artikel 15 Absatz 1, Ar-
tikel  16 bis 18 der Delegierten Verordnung (EU) 
Nr. 480/2014 der Kommission vom 3. März 2014 zur Er-
gänzung der Verordnung (EU) Nr.  1303/2013 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates mit gemeinsamen 
Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regio-
nale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den 
Kohäsionsfonds, den Europäischen Landwirtschafts-
fonds für die Entwicklung des ländlichen Raums und 
den Europäischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit 
allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen So-
zialfonds, den Kohäsionsfonds und den Europäischen 
Meeres- und Fischereifonds (ABl. L 138 vom 13.5.2014, 
S.  5), die zuletzt durch die Delegierte Verordnung (EU) 
Nr.  2019/886 (ABl. L 142 vom 29.5.2019, S.  9) geändert 
worden ist). Dabei werden die Ausgaben und Einnahmen 
nach Abschluss des Vorhabens und damit ab dem Ende 
des Durchführungszeitraumes bis zum Ende des Bezugs-
zeitraumes berücksichtigt. Der Abzinsungssatz beträgt 
in der Regel real 4 Prozent (Artikel  19 der Verordnung 
(EU) Nr. 480/2014).

5.8.3

Es werden die in Anlage 3 aufgeführten sektorspezifi -
schen Bezugszeiträume zugrunde gelegt. Der Bezugszeit-
raum beginnt mit dem Durchführungszeitraum (Arti-
kel 15 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 480/2014).

5.8.4

Im Rahmen des letzten Mittelabrufes wird kontrolliert, 
ob während der Durchführung des Vorhabens Nettoein-
nahmen aus Einnahmequellen erwirtschaftet wurden, die 
bei der Festlegung der potentiellen Nettoeinnahmen zum 
Zeitpunkt der Bewilligung nicht berücksichtigt wurden, 
Artikel  61 Absatz 3 letzter Unterabsatz der Verordnung 
(EU) Nr. 1303/2013. Diese Einnahmen sind von den zu-
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wendungsfähigen Ausgaben abzuziehen. In Förderricht-
linien kann eine darüberhinausgehende Nachberech-
nung der Nettoeinnahmen festgelegt werden. 

5.8.5

Wird nur ein Teil der Gesamtinvestitionskosten geför-
dert, so werden die Nettoeinnahmen anteilmäßig den ge-
förderten und den nicht geförderten Ausgaben zugewie-
sen. 

5.8.6

Ist es ausnahmsweise objektiv nicht möglich, die erwar-
teten Nettoeinnahmen vorab festzulegen, so werden min-
destens die Nettoeinnahmen, die bis zum Ablauf des 
dritten Jahres nach Ende des Durchführungszeitraumes 
erzielt werden, von den zuwendungsfähigen Ausgaben 
abgezogen (Artikel  61 Absatz  6 der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013). Dies ist im Zuwendungsbescheid zu be-
aufl agen. 

5.9

Nicht zuwendungsfähig sind beziehungsweise ist gemäß 
Artikel 69 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1303/2013

5.9.1

Finanzierungskosten, außer bei Zuschüssen in Form von 
Zinszuschüssen oder Prämien für Bürgschaften,

5.9.2

der Erwerb von Grundstücken einschließlich der Er-
werbsnebenkosten, soweit der Betrag über 10 Prozent 
oder bei Brachfl ächen und ehemals industriell genutzten 
Flächen mit Gebäuden über 15 Prozent der zuwendungs-
fähigen Gesamtausgaben liegt. Bei Umweltschutzvorha-
ben kann der Vomhundertsatz in ordnungsgemäß be-
gründeten Ausnahmefällen höher angesetzt werden,

5.9.3

Umsatzsteuer, die nach dem Umsatzsteuergesetz als Vor-
steuer abziehbar ist,

5.9.4

Skonti und Preisnachlässe, auch wenn sie nicht gezogen 
werden, vergleiche Nummer 1.1 ANBest-EFRE.

5.10

Ausgaben für Reisen werden entsprechend des Landes-
reisekostengesetzes vom 16. Dezember 1998 (GV. NRW. 
S. 738) in der jeweils geltenden Fassung als zuwendungs-
fähig anerkannt.

5.11

(Nummer 12 VV zu § 44 der Landeshaushaltsordnung)

Weiterleitungen dürfen maximal mit dem Fördersatz be-
willigt werden, mit dem die Weiterleitungsempfängerin 
und der Weiterleitungsempfänger selbst zuwendungsfä-
hig wären. Die jeweiligen Fördersätze der Weiterlei-
tungsempfängerin und des Weiterleitungsempfängers 
sind im Zuwendungsbescheid aufzunehmen.

6
Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1

(Nummer 5.1 VV zu § 44 der Landeshaushaltsordnung)

Die ANBest-EFRE sind grundsätzlich unverändert zum 
Bestandteil des Zuwendungsbescheides zu machen, so-
weit nicht spezifi sche Nebenbestimmungsregelungen wie 
zum Beispiel BNBest-EFRE BPW beziehungsweise 
BNBest-EFRE MGP anzuwenden sind. Sie ersetzen die 
Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung (ANBest-P), die Allgemeinen Nebenbe-
stimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung an 
Gemeinden (ANBest-G) und die Baufachlichen Neben-
bestimmungen (NBest-Bau).

6.2

Erfolgt die Zuwendung in Form einer staatlichen Bei-
hilfe, werden 

a)  gemäß Artikel  71  Absatz  1, 2 der Verordnung (EU) 
Nr.  1303/2013 die Zeiträume aus Nummer  1.6 AN-
Best-EFRE im Zuwendungsbescheid ausdrücklich 
durch die in den Bestimmungen für die staatliche Bei-
hilfe festgelegten Zeiträume ersetzt und 

b)  gemäß Artikel  71 Absatz  3 der Verordnung (EU) 
Nr.  1303/2013 die beihilferechtlichen Vorgaben zur 
Aufrechterhaltung einer Investition, die keine Investi-
tion in Infrastruktur oder produktive Investition dar-
stellt, beaufl agt sowie auf die Rückforderung der Zu-
wendung im Falle der Verletzung der Aufl age hinge-
wiesen und

c)  gemäß Artikel  140 Absatz  1 der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013 die Vorschriften über staatliche Beihil-
fen für die Belegaufbewahrung beaufl agt, wenn diese 
über die in Nummer  6.5 ANBest-EFRE genannten 
Fristen hinausgehen.

6.3

Vor der Bewilligung wird das schriftliche Einverständnis 
der Zuwendungsempfängerin und des Zuwendungsemp-
fängers dazu eingeholt, in der Liste der Vorhaben veröf-
fentlicht zu werden (vergleiche Artikel 115 Absatz 2, An-
hang XII Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013).

6.4

Auf Antrag der Zuwendungsempfängerin und des Zu-
wendungsempfängers ist zu prüfen, ob das antragsge-
genständliche datenverarbeitungsgestützte Buchfüh-
rungs- beziehungsweise Dokumentenmanagementsystem 
zur elektronischen Belegführung beziehungsweise Auf-
bewahrung, sowie das elektronische Zeiterfassungssys-
tem zum Nachweis der Arbeitszeit zugelassen werden. 
Die Zulassung ist im Zuwendungsbescheid unter Beach-
tung der Nummern 6.2.1, 6.2.2.1, 6.5, 7.1 ANBest-EFRE 
festzulegen.

6.4.1

Ein Buchführungs- beziehungsweise Dokumentenma-
nagementsystem kann zur elektronischen Belegführung 
beziehungsweise Aufbewahrung zugelassen werden, 
wenn die Grundsätze zur ordnungsgemäßen Führung 
und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und 
Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzu-
griff beachtet und gemäß Artikel  140 Absatz  3 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1303/2013 allgemein übliche Datenträ-
ger verwendet werden. Das verwendete System muss ge-
mäß Artikel  140 Absatz  6 der Verordnung (EU) 
Nr.  1303/2013 anerkannten Sicherheitsstandards genü-
gen, die gewährleisten, dass die gespeicherten Doku-
mente den nationalen Rechtsvorschriften entsprechen 
und für Prüfzwecke zuverlässig sind. Bei Änderungen 
des Systems während der Aufbewahrungsfrist (Num-
mer 6.5 ANBest-EFRE) muss das neue System zur Auf-
bewahrung zugelassen werden.

6.4.2

Ein elektronisches Zeiterfassungssystem kann zum 
Nachweis der Arbeitszeit zugelassen werden, wenn es 
gemäß Artikel  140 Absatz  6 der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013 anerkannten Sicherheitsstandards genügt 
und für Prüfzwecke zuverlässig ist. Die eindeutige Zu-
ordnung der erfassten Arbeitsstunden zu dem geförder-
ten Projekt muss möglich sein.

6.5

Vor der Bewilligung wird anhand eines Monitoringbo-
gens und gegebenenfalls ergänzender Unterlagen eine 
Zielbestimmung der Antragstellerin und des Antragstel-
lers für das Vorhaben eingeholt. Diese ermöglicht eine 
spätere Zielerreichungs-, Wirksamkeits- und Wirtschaft-
lichkeitskontrolle des Vorhabens im Rahmen der Prüfung 
des Verwendungsnachweises. Im Falle der Unterstützung 
der Krisenbewältigung im Rahmen von REACT-EU (OP 



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 24 vom 30. August 2021 645

EFRE NRW, Spezifi sches Ziele 16 und 17) kann im Ein-
zelfall von einem Monitoringbogen abgesehen werden.

7
Verfahren

7.1 

(Nummern 7.2, 7.3 VV zu §  44 der Landeshaushaltsord-
nung)

Die Zuwendungen dürfen nur soweit und nicht eher aus-
gezahlt werden, als die zuwendungsfähigen Ausgaben 
von der Zuwendungsempfängerin und dem Zuwen-
dungsempfänger getätigt, zahlenmäßig nachgewiesen 
und von der zwischengeschalteten Stelle geprüft wurden 
(Ausgabenerstattungsprinzip). Die Bewilligungsbehörde 
hält die Zuwendungsempfängerin und den Zuwendungs-
empfänger in der Regel dazu an, Mittel mindestens ein-
mal in jedem Kalenderhalbjahr abzurufen (Mittelabruf). 
Der jeweils fällige Zuwendungsbetrag ist spätestens 90 
Tage nach Eingang eines vollständigen Mittelabrufes 
auszuzahlen. Die Bundes- und Landesmittel im Bereich 
der Städtebauförderung können auf Anforderung einer 
Gemeinde gemäß Nummern 1.3.2, 9.2 ANBest-EFRE vor-
schüssig ausgezahlt werden.

7.2

(Nummern 10, 11.2, 11.4 VV zu §  44 der Landeshaus-
haltsordnung)

Ein Zwischennachweis wird durch die Mittelabrufe eines 
Jahres und den jährlichen Sachbericht erbracht. Die Be-
willigungsbehörde hält die Vorlage der Mittelabrufe, der 
Sachberichte und des Verwendungsnachweises gemäß 
Nummer 6 ANBest-EFRE jeweils entsprechend dem Zu-
wendungsbescheid und den Nebenbestimmungen nach 
und nimmt sie zu den Akten. 

7.3

(Nummer 11.1 VV zu § 44 der Landeshaushaltsordnung)

Die Bewilligungsbehörde hat auch im Hinblick auf die 
Jahresfrist nach § 48 Absatz 4 sowie § 49 Absatz 2 Satz 2 
und Absatz  3 Satz  2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. November 1999 (GV. NRW. 
S.  602) in der jeweils geltenden Fassung unverzüglich 
nach Eingang eines Mittelabrufs, eines Sachberichtes 
oder des Verwendungsnachweises zu prüfen, ob diese den 
im Zuwendungsbescheid einschließlich der Nebenbe-
stimmungen festgelegten Anforderungen und den Ziel-
bestimmungen im Sinne von Nummer  6.5 EFRE RRL 
entsprechen und

a)  bei der Prüfung eines Mittelabrufs, ob die Zuwendung 
zweckentsprechend verwendet worden ist,

b)  bei der Prüfung eines Sachberichtes, ob der mit der 
Zuwendung beabsichtigte Zweck voraussichtlich er-
reicht wird (begleitende Erfolgskontrolle) sowie

c)  bei der Prüfung des Verwendungsnachweises, ob der 
mit der Zuwendung beabsichtigte Zweck erreicht 
worden ist (abschließende Erfolgskontrolle). 

Gegebenenfalls sind Ergänzungen oder Erläuterungen 
zu verlangen. Umfang und Ergebnisse der Prüfungen 
sind in einem Vermerk festzuhalten. Dieser ist zu den Be-
willigungsakten zu nehmen (Prüfvermerk). Die Ergeb-
nisse der Prüfungen sind den Zuwendungsempfängerin-
nen und Zuwendungsempfängern mitzuteilen. Dabei ist 
insbesondere auf nicht anerkannte Ausgaben im Einzel-
nen einzugehen.

7.4

Vorhaben werden vor Ort geprüft. Häufi gkeit und Um-
fang der Prüfungen sind der Höhe der Zuwendung und 
dem Risiko des Einzelfalls angemessen anzusetzen. Um-
fang und Ergebnisse der Prüfungen sind in einem Ver-
merk festzuhalten. Dieser ist zu den Bewilligungsakten 
zu nehmen (Prüfvermerk). Vor-Ort-Prüfungen einzelner 
Vorhaben können gemäß Artikel 125 Absatz 5, 6 der Ver-
ordnung (EU) Nr.  1303/2013 stichprobenweise vorge-
nommen werden. Grundsätzlich wird jedes Vorhaben 

mindestens einmal und zu einem angemessenen Zeit-
punkt vor Ort geprüft, welcher in der Regel durch einen 
inhaltlichen Fortschritt und den entsprechenden Abfl uss 
an Fördermitteln bestimmt wird. 

Vorhaben, in denen ein zugelassenes System zur elektro-
nischen Belegführung beziehungsweise Aufbewahrung 
eingesetzt wird, werden stets mindestens einmal vor Ort 
geprüft.

7.5

(Nummer 8.8 VV zu § 44 der Landeshaushaltsordnung)

Von einer Rückforderung kann gemäß Artikel  122 Ab-
satz 2 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 
abgesehen werden, wenn der zurückzufordernde Betrag 
der EFRE-Mittel ohne Berücksichtigung der Zinsen für 
das gesamte Vorhaben jeweils im Zeitraum vom 1. Juli ei-
nes Jahres bis zum 30. Juni des Folgejahres 250 Euro 
nicht übersteigt. 

7.6

Die Bewilligungsakten mit den Zuwendungsbescheiden, 
Mittelabrufen, Sachberichten, Verwendungsnachweisen, 
Prüfvermerken im Sinne der Nummern 7.1 bis 7.4 AN-
Best-EFRE und Monitoringdokumenten sowie die Un-
terlagen zu Gutachtersitzungen in den Wettbewerben 
und Aufrufen insbesondere zur Anwendung der durch 
den Begleitausschuss festgelegten Auswahlkriterien 
durch die Gutachter sind mindestens bis zum 31. Dezem-
ber 2028 im Original aufzubewahren. Alternativ kann 
die Aufbewahrung mit Zustimmung der Verwaltungsbe-
hörde in elektronischer Form als Original oder als Kopie 
auf Datenträgern erfolgen, die im Sinne der Nummern 
6.4, 6.4.1 und 6.4.2 für Prüfzwecke zuverlässig sind.

8
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Rahmenrichtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröf-
fentlichung in Kraft und am 31. Dezember 2023 außer 
Kraft. Gleichzeitig tritt der Gemeinsame Runderlass 
EFRE-Rahmenrichtlinie vom 14. Oktober 2020 (MBl. 
NRW. S. 714) außer Kraft.
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Richtlinie 
über die Gewährung von Zuwendungen 

zur  Steigerung der Klimaresilienz 
(RL KlimRes REACT-EU) 

Runderlass des Ministeriums für Umwelt, Landwirt-
schaft, Natur- und Verbraucherschutz

– VIII-2 – 61.19.02 –

Vom 4. August 2021

1
Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

Im Rahmen der „Recovery Assistance for Cohesion and 
the Territories of Europe“-Initiative, die zur Unterstüt-
zung der Krisenbewältigung im Zusammenhang mit der 
Pandemie und ihrer sozialen Folgen und der Vorberei-
tung einer grünen, digitalen und stabilen Erholung der 
Wirtschaft dienen soll, stellt das Land Nordrhein-West-
falen Mittel für die grüne Transformation zur Verfügung, 
um die Klimaresilienz zu steigern und in diesem Sinn 
möglichen Gefahren durch klimawandelbedingte Ereig-
nisse vorzubeugen. 

1.1 
Rechtsgrundlagen

Auf der Grundlage dieser Richtlinie und nach Maßgabe 
folgender Regelungen in der jeweils geltenden Fassung 
gewährt das Land Nordrhein-Westfalen Zuwendungen: 

a)  Verordnung (EU) Nr.  2020/2221 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 23. Dezember 2020 zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 in Be-
zug auf zusätzliche Mittel und Durchführungsbestim-
mungen zur Unterstützung der Krisenbewältigung im 
Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie und ih-
rer sozialen Folgen und der Vorbereitung einer grünen, 
digitalen und stabilen Erholung der Wirtschaft (RE-
ACT-EU) (ABl. L 437 vom 28.12.2020, S. 30),

b)  §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 26. April 1999 (GV. 
NRW. S.  158) sowie den dazugehörigen Verwaltungs-
vorschriften gemäß Runderlass des Ministeriums der 
Finanzen „Verwaltungsvorschriften zur Landeshaus-
haltsordnung“ vom 10. Juni 2020 (MBl. NRW. S. 309),

c)  Verordnung (EU) Nr.  651/2014 der Kommission vom 
17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit be-
stimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnen-
markt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Ver-
trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(ABl. L 187 vom 26.6.2014, S. 1; L 283 vom 27.9.2014, 
S. 65) (Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung),

d)  Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 
18. Dezember 2013 über die Anwendung der Arti-
kel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. 
L 352 vom 24.12.2013, S. 1) (De-minimis-Verordnung), 

e)  Richtlinie 2006/111/EG der Kommission vom 16. No-
vember 2006 über die Transparenz der fi nanziellen 
Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und den 
öffentlichen Unternehmen sowie über die fi nanzielle 
Transparenz innerhalb bestimmter Unternehmen (ko-
difi zierte Fassung) (ABl. L 318 vom 17.11.2006, S. 17) 
und

f)  Gemeinsamer Runderlass des Ministeriums für Wirt-
schaft, Innovation, Digitalisierung und Energie, der 
Staatskanzlei, des Ministeriums für Schule und Bil-
dung, des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales, des Ministeriums für Umwelt, Landwirt-
schaft, Natur- und Verbraucherschutz, des Ministeri-
ums für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstel-
lung, des Ministeriums für Kultur und Wissenschaft, 
des Ministeriums für Kinder, Familie, Flüchtlinge und 
Integration und des Ministers für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten sowie Internationales „EFRE-
Rahmenrichtlinie“ vom 14. Oktober 2020 (MBl. NRW. 
S. 714) (EFRE RRL).

1.2
Zuwendungszweck

Das Land Nordrhein-Westfalen gewährt nach Maßgabe 
der in Nummer 1.1 genannten Rechtsgrundlagen Zuwen-
dungen für Maßnahmen zur Steigerung der Klimaresili-
enz. Jegliche delegierte Rechtsakte beziehungsweise 
Durchführungsbestimmungen, die in Verbindung mit der 
Strukturfondsförderung stehen und erlassen wurden, 
vervollständigen die rechtliche Grundlage. Weitere Basis 
für die Förderung bildet das „Operationelle Programm 
Nordrhein-Westfalens für die Förderung von Investitio-
nen in Wachstum und Beschäftigung aus dem Europä-
ischen Fonds für regionale Entwicklung“ (OP EFRE 
NRW 2014-2020, verlängert bis 31. Dezember 2022), Pri-
oritätsachse 6 „REACT-EU“. 

Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht 
nicht. Die bewilligende Stelle entscheidet aufgrund ihres 
pfl ichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel.

2

Gegenstand der Förderung

Gegenstand der Förderung sind Vorhaben in Nordrhein-
Westfalen, die zur Stärkung und Erhöhung der Klimare-
silienz beitragen. 

Gefördert werden investive Maßnahmen an Gebäuden, 
Liegenschaften, Infrastruktureinrichtungen, auf Grund-
stücken sowie im öffentlichen Raum, die der Klimafol-
genanpassung dienen und für die keine Baugenehmigung 
erforderlich ist.

3

Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsemp-
fänger 

Zuwendungsempfangende sind nordrhein-westfälische 
Gemeinden und Kreise (Kommunen) sowie deren Zu-
sammenschlüsse und Zweckverbände und deren Eigen-
gesellschaften und kommunale Unternehmen (Unterneh-
men). 

4

Zuwendungsvoraussetzungen

4.1

Geförderte Vorhaben müssen auf dem Gebiet einer Ge-
meinde oder eines Kreises in Nordrhein-Westfalen um-
gesetzt werden. 

4.2

Geförderte Vorhaben müssen einen Beitrag zur Klimaan-
passung leisten. Bei der Antragstellung ist daher die 
mögliche Betroffenheit durch den Klimawandel mit Hilfe 
von Nachweisen oder Erläuterungen darzustellen, die 
die beantragte Maßnahme begründet. Eine Kombination 
aus Begrünung und Wasserspeicherung hat aus Klimaan-
passungssicht besonders positive und nachhaltige Ef-
fekte und wird demnach begrüßt.

Die Herleitung des Bedarfs zur Umsetzung von Klima-
anpassungsmaßnahmen kann beispielsweise erfolgen 
durch:

a)  das Vorliegen eines Klimaanpassungskonzeptes,

b)  das Vorliegen eines Teilkonzepts mit dem Schwer-
punkt „Anpassung an den Klimawandel“,

c)  das Vorliegen eines Kapitels zur Klimaanpassung in 
einem Klimaschutzkonzept,

d)  einen Zusammenschluss von Kommunen angehörig, 
der über ein Konzept oder ein Teilkonzept im Sinn der 
Buchstaben a, b oder c verfügt,

e)  das Vorliegen und Verweis auf eine vorhandene Stadt-
klimaanalyse oder auf ein vorhandenes Stadtklima-
gutachten, eine siedlungsklimatische Modellierung, 
eine Klimafunktionskarte oder Planungshinweiskarte 
Stadtklima.
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Für die Förderung von Dach- und Fassadenbegrünungen 
sowie der Begrünung von Wartehäuschen an Bus- und 
Bahnhaltestellen gelten folgende, spezielle Regelungen:

Gefördert werden die Anlage von Dachbegrünungen bei 
Neubauten sowie die Nachrüstung vorhandener Dächer.

a)  Es sind vorrangig heimische Pfl anzen für die Begrü-
nung zu verwenden,

b)  Nicht förderfähig sind Maßnahmen, die auf das Auf-
stellen von Pfl anzkübeln oder ähnlichem beschränkt 
sind und 

c)  Nicht förderfähig ist die Überprüfung der Statik.

4.3

Die Gesamtfi nanzierung des Vorhabens muss gesichert 
sein und die Antragstellenden müssen eine ordnungsge-
mäße Durchführung und Abrechnung gewährleisten. 

5
Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1
Zuwendungsart

Die Zuwendung wird als Projektförderung gewährt.

5.2
Finanzierungsart

Die Finanzierung erfolgt grundsätzlich auf dem Weg der 
Anteilfi nanzierung.

5.3
Form der Zuwendung

Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer vorhaben-
bezogener Zuschuss beziehungsweise Zuweisung bereit-
gestellt.

5.4
Bemessungsgrundlage

5.4.1
Zuwendungsfähige Ausgaben

Als zuwendungsfähig gelten Sachausgaben und Ausga-
ben für Investitionen für bauliche oder technische Maß-
nahmen sowie Fremdleistungen für deren Planung und 
Installationen durch hierfür nachweisbar qualifi ziertes 
externes Fachpersonal. Alle Ausgaben müssen sich un-
mittelbar der Projektumsetzung zuordnen lassen. 

Ausgaben, die nicht unmittelbar dem Zweck der Förde-
rung zuzuordnen sind, sind nicht zuwendungsfähig. 

Je nach Art der geförderten Maßnahmen kann eine 
Zweckbindung auferlegt werden.

Nicht zuwendungsfähig sind:

a)  Ausgaben für genehmigungspfl ichtige Baumaßnah-
men (Errichtung neuer Gebäude und bauliche Verän-
derungen an bestehenden Gebäuden),

b)  Ausgaben für Maßnahmen, die dem Klimaschutz ent-
gegenwirken (zum Beispiel Klimaanlagen),

c)  Ausgaben für Maßnahmen an Neubauten, für die 
noch keine Bauabnahme erfolgt ist,

d)  Ausgaben für Verschönerungsmaßnahmen, die keinen 
Beitrag zur Anpassung an den Klimawandel leisten,

e)  Ausgaben für den Neubau von Garagen sowie weitere 
Hochbauten, Zierbrunnen, Skulpturen, Mobiliar, 
PKW-Parkplätze,

f)  Ausgaben für Spielfl ächen, die nach § 8 Absatz 4 der 
Landesbauordnung 2018 erforderlich sind, 

g)  Ausgaben für technische Anlagen, die nicht in direk-
tem Zusammenhang mit einer Begrünung stehen, 

h)  Ausgaben für gesetzlich vorgeschriebene Maßnahmen,

i)  Ausgaben für die Erstellung von Konzepten, Analysen 
oder Studien,

j)  Personal- und Gemeinausgaben,

k)  Eigenleistungen, wie unbezahlte freiwillige Arbeiten 
oder Sachleistungen, einschließlich Sachspenden,

l)  Ausgaben für Grunderwerb und damit im Zusam-
menhang stehende weitere Ausgaben, 

m)  Finanzierungskosten, wie Aufwendungen die in Zu-
sammenhang mit der Beschaffung fi nanzieller Mittel 
entstehen,

n)  nicht in Anspruch genommene Skonti und Rabatte, 

o)  Bewirtungen, 

p)  die Umsatzsteuer, wenn die Antragstellerin oder der 
Antragsteller vorsteuer-abzugsberechtigt ist.

5.4.2
Berechnungsgrundlage

Für die Berechnung der Zuwendung werden die als zu-
wendungsfähig anerkannten Ausgaben des Vorhabens 
herangezogen.

5.4.3
Höhe der Zuwendung, Bagatellgrenze

Für die Durchführung der Vorhaben und Maßnahmen 
können für Kommunen Zuwendungen im Wege der Pro-
jektförderung als nicht rückzahlbare Zuschüsse in Höhe 
von bis zu 100 Prozent der zuwendungsfähigen Ausga-
ben gewährt werden.

Eine Zuwendung wird nur gewährt, wenn die Höhe im 
Einzelfall mehr als 50 000 Euro pro Antrag beträgt. Bei 
Beantragung mehrerer Einzelmaßnahmen ist ein inhalt-
licher Zusammenhang zwischen den Maßnahmen ge-
wünscht.

Die Höhe der Zuwendungen an Unternehmen beziehungs-
weise wirtschaftliche Tätigkeiten ausübende Einheiten im 
Sinn von Artikel  107 Absatz  1 des Vertrags über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union bemisst sich nach den 
geltenden EU-Beihilfevorschriften der De-minimis Ver-
ordnung oder der Allgemeinen Gruppenfreistellungsver-
ordnung. Der „Unternehmensbegriff“ des oben genannten 
Artikels umfasst jede eine wirtschaftliche Tätigkeit aus-
übende Einheit, unabhängig von ihrer Rechtsform und 
der Art der Finanzierung. Auch eine Gebietskörperschaft 
des öffentlichen Rechts kann, je nach Art ihrer Tätigkeit 
im zu fördernden Vorhaben, vom oben genannten Unter-
nehmensbegriff erfasst sein (Bekanntmachung der Kom-
mission 2016/C262/01). 

Die Kumulierung dieser Förderungen mit anderen staat-
lichen Förderungen für dieselben förderfähigen Ausga-
ben ist unzulässig. Die Kumulierung von unterschiedli-
chen EU-Mitteln ist unzulässig. 

6 
Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Gemäß Artikel  92b Absatz  14 der Verordnung (EU) 
Nr. 2020/2221 haben die Zuwendungsempfangenden, die 
im Rahmen dieser Richtlinie eine Zuwendung aus dem 
REACT-EU erhalten, die Publizitätsvorschriften zu er-
füllen. Die Publizitätsvorschriften sind auf www.efre.
nrw.de veröffentlicht. 

7 
Verfahren 

7.1
Antragsverfahren

Die Antragstellung erfolgt auf der Grundlage eines An-
tragsvordrucks mit den dort für jede Maßnahme näher 
bezeichneten Antragsunterlagen. Zuwendungsanträge 
sind an den Projektträger Jülich zu richten: 

Technologiezentrum Jülich

Projektträger Jülich

Geschäftsfeld FGN

Geschäftsbereich ETN

Karl-Heinz-Beckurts-Str. 13 
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52428 Jülich

Der Durchführungszeitraum für Vorhaben endet spätes-
tens am 31. Dezember 2022.

Anträge sind bis zum 31. Oktober 2021 einzureichen.

7.1.1
Einverständnis zur Verwendung von Daten

Bei Antragstellung muss das Einverständnis zur Erfas-
sung und Verarbeitung der aus dem Antrag ersichtlichen 
Daten zum Zweck der Antragsbearbeitung, Finanzver-
waltung, statistischen Auswertung und Überprüfung der 
Vorhaben vorliegen. Die Einwilligung muss sich auch auf 
die Speicherung persönlicher und sachlicher Daten be-
ziehen, die für die Verwendungsnachweiskontrolle nach 
Beendigung des Vorhabens erforderlich sind.

7.1.2
Erforderliche Genehmigungen

Öffentlich-rechtliche und private Genehmigungen, die 
zur Durchführung des Vorhabens erforderlich sind, sol-
len mit dem Antrag eingereicht werden und müssen spä-
testens zum Zeitpunkt der Bewilligung vorliegen.

7.2
Bewilligungsverfahren

Bewilligungsbehörde ist der Projektträger Jülich (PTJ).

7.3
Zu beachtende Vorschriften

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhe-
bung des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung 
der gezahlten Zuwendungen gelten die Verwaltungsvor-
schriften zu §  44 der Landeshaushaltsordnung und die 
Regelungen der EFRE RRL. 

Der Projektträger Jülich muss in jedem Einzelfall die 
materiell-rechtlichen und formellen Voraussetzungen der 
jeweiligen beihilferechtlichen Rechtsgrundlage prüfen 
und deren Einhaltung sicherstellen.

8
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag nach der Veröffentlichung in 
Kraft und am 31. Dezember 2023 außer Kraft.

– MBl. NRW. 2021 S. 663
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Richtlinie zur Förderung 
von emissionsfreien Nutzfahrzeugen 

Runderlass des Ministeriums für Wirtschaft,
Innovation, Digitalisierung und Energie 

Vom 19. August 2021 

1 
Zuwendungszweck und Rechtsgrundlagen

1.1 
Rechtsgrundlagen

Das Land Nordrhein-Westfalen gewährt Zuwendungen 
auf der Grundlage dieser Richtlinie und nach Maßgabe 
folgender Regelungen in der jeweils geltenden Fassung:

a)  §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 26. April 1999 (GV. 
NRW. S.  158) sowie den dazugehörigen Verwaltungs-
vorschriften gemäß Runderlass des Ministeriums der 
Finanzen „Verwaltungsvorschriften zur Landeshaus-
haltsordnung“ vom 10. Juni 2020 (MBl. NRW. S. 309),

b)  Verordnung (EU) Nr.  651/2014 der Kommission vom 
17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit be-
stimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnen-
markt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Ver-
trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(ABl. L 187 vom 26.6.2014, S. 1; L 283 vom 27.9.2014, 
S. 65),

c)  Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 
18. Dezember 2013 über die Anwendung der Arti-
kel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. 
L 352 vom 24.12.2013, S. 1), 

d)  Richtlinie 2006/111/EG der Kommission vom 16. No-
vember 2006 über die Transparenz der fi nanziellen 
Beziehungen zwischen den Mitgliedsstaaten und den 
öffentlichen Unternehmen sowie über die fi nanzielle 
Transparenz innerhalb bestimmter Unternehmen 
(ABl. L 318 vom 17.11.2006, S. 17),

e)  Verordnung (EU) 2020/2221 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Dezember 2020 zur Än-
derung der Verordnung (EU) Nr.  1303/2013 in Bezug 
auf zusätzliche Mittel und Durchführungsbestimmun-
gen zur Unterstützung der Krisenbewältigung im Zu-
sammenhang mit der COVID-19-Pandemie und ihrer 
sozialen Folgen und der Vorbereitung einer grünen, di-
gitalen und stabilen Erholung der Wirtschaft (REACT-
EU) (ABl. L 437 vom 28.12.2020, S. 30),

f)  gemeinsamer Runderlass des Ministeriums für Wirt-
schaft, Innovation, Digitalisierung und Energie, der 
Staatskanzlei, des Ministeriums für Schule und Bil-
dung, des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales, des Ministeriums für Umwelt, Landwirt-
schaft, Natur- und Verbraucherschutz, des Ministeri-
ums für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstel-
lung, des Ministeriums für Kultur und Wissenschaft, 
des Ministeriums für Kinder, Familie, Flüchtlinge und 
Integration und des Ministers für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten sowie Internationales „EFRE-
Rahmenrichtlinie“ vom 14. Oktober 2020 (MBI. NRW. 
S.  714), im Folgenden EFRE-Rahmenrichtlinie ge-
nannt, einschließlich der hierzu ergangenen Nebenbe-
stimmungen und

g)  die zu den vorstehenden Verordnungen erlassenen de-
legierten Verordnungen und Durchführungsverord-
nungen der Europäischen Union.

1.2 

Anspruch

Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht 
nicht, vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehörde 
aufgrund ihres pfl ichtgemäßen Ermessens und im Rah-
men verfügbarer Haushaltsmittel.

2 

Gegenstand der Förderung

Gefördert wird der Erwerb oder das Leasing von reinen 
Batterieelektro- und Brennstoffzellenfahrzeugen nach 
§ 2 Nummer 2 und 4 des Elektromobilitätsgesetzes vom 
5. Juni 2015 (BGBl.  I S.  898) in der jeweils geltenden 
Fassung als Neu- oder Vorführfahrzeuge der Klassen N1, 
N2, N3, M2 und M3. 

Als Neufahrzeuge gelten hierbei Fahrzeuge, die

a)  keine Standschäden haben oder hatten und

b)  eine maximale Laufl eistung von 1 000 Kilometern 
aufweisen.

Als Vorführfahrzeuge gelten hierbei gewerblich genutzte 
Fahrzeuge, die

a)  einmalig im Neuwagenhandel zugelassen waren und 
der Besichtigung und Probefahrt durch Endabneh-
mende dienten,

b)  eine maximale Laufl eistung von 5 000 Kilometern 
aufweisen und

c)  maximal zwölf Monate zugelassen sind.
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Fahrzeuge dürfen noch nicht durch eine vergleichbare 
staatliche Förderung im Inland oder in einem anderen 
Staat der Europäischen Union gefördert worden sein.

Es darf sich bei dem Fahrzeug weder um einen Eigenbau, 
einen Prototypen mit weniger als vier Exemplaren, eine 
Reparatur oder Ersatzteilbeschaffung noch um ein ge-
setzlich vorgeschriebenes oder behördlich angeordnetes 
Vorhaben handeln. Serienfahrzeuge, bei denen die Ka-
rosserie beziehungsweise der Rahmen für bestimmte 
Einsatzwecke baulich angepasst wurde, sind förderfähig. 
Ebenso förderfähig sind Serienfahrzeuge, die auf Elek-
tro- beziehungsweise Brennstoffzellenantrieb umgerüs-
tet wurden.

3 
Antragsberechtigte

3.1 

Antragsberechtigte

Antragsberechtigt sind:

a)  Kleine und mittlere Unternehmen gemäß Titel I des 
Anhangs der Empfehlung der Kommission vom 6. Mai 
2003 betreffend die Defi nition der Kleinstunterneh-
men sowie der kleinen und mittleren Unternehmen 
(Abl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36) und

b)  Kommunen, kommunale Zusammenschlüsse und 
kommunale Unternehmen

3.2 
Nicht Antragsberechtigte

Von der Förderung ausgeschlossen sind:

a)  Unternehmen, die im gewerblichen Straßengüterver-
kehrs tätig sind,

b)  Leasinggebende und

c)  Unternehmen, die einer Rückforderungsanordnung 
aufgrund eines früheren Beschlusses der Kommission 
zur Feststellung der Unzulässigkeit einer von demsel-
ben Mitgliedstaat gewährten Beihilfe und ihrer Un-
vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachge-
kommen sind.

4 
Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 
Allgemeine Fördervoraussetzung

Die Förderung erstreckt sich auf Vorhaben innerhalb des 
Landes Nordrhein-Westfalen.

4.2 
Vorzeitiger Maßnahmenbeginn

Es werden nur Maßnahmen gefördert, mit denen vor Er-
teilung eines Zuwendungsbescheides noch nicht begon-
nen worden ist. Als Maßnahmenbeginn gilt die Auftrags-
vergabe, das heißt jede verbindliche Bestellung und jeder 
Vertrag über den Kauf oder sonstige Leistungen. Im Ein-
zelfall kann auch vor Erteilung des Zuwendungsbeschei-
des nach Zustimmung der Bewilligungsbehörde mit der 
Maßnahme begonnen werden.

4.3 
Genehmigung für Vorhaben

Der Zuwendungsbescheid ersetzt nicht die aufgrund an-
derer Rechtsvorschriften bestehende Verpfl ichtung, für 
das beabsichtigte Vorhaben eine Genehmigung, Erlaub-
nis oder Zustimmung einzuholen.

5 
Art, Umfang und Höhe der Zuwendung

5.1 
Art der Zuwendung

Die Zuwendung erfolgt als Projektförderung auf Ausga-
benbasis als nicht rückzahlbare Zuwendung.

Zuwendungsfähig sind die Ausgaben für den Erwerb 
oder das Leasing von Neu- und Vorführfahrzeugen. Die 
Ausgaben müssen notwendig, nachgewiesen und ange-
messen sein. Die zuwendungsfähigen Ausgaben ergeben 
sich aus dem Nettopreis der Erst- beziehungsweise Ori-
ginalherstellerfi rma sowie den Umrüstungskosten auf 
Elektro- oder Brennstoffzellenantriebe jedoch ohne 
sonstige nachträgliche Auf- und Umbauten. 

5.2 
Höhe der Zuwendung

Die Höhe der Zuwendung richtet sich zudem nach den 
haushaltsrechtlichen Bestimmungen des Landes Nord-
rhein-Westfalen und den beihilferechtlichen Vorgaben 
der Europäischen Union.

Für den Kauf reiner Batterieelektrofahrzeuge beträgt die 
Förderquote maximal 50 Prozent der zuwendungsfähigen 
Ausgaben.

Für den Kauf von Brennstoffzellenfahrzeugen beträgt 
die Förderquote maximal 80 Prozent der zuwendungsfä-
higen Ausgaben.

Für Kommunen und kommunale Zusammenschlüsse er-
höhen sich die Förderquoten um 10 Prozentpunkte.

Die Förderung für das Leasing von Fahrzeugen erfolgt 
als einmalige Zuwendung bis maximal 100 Prozent der 
im Leasingvertrag festgelegten Anzahlung, begrenzt auf 
die rechnerische Fördersumme, die sich beim Kauf des 
Fahrzeugs ergeben würde. 

Beträgt die Haltedauer weniger als fünf Jahre, verringert 
sich die maximale Förderhöhe anteilig.

5.3 
Europäisches Beihilferecht

Für Unternehmen im Sinne des europäischen Beihilfe-
rechts als Antragstellende gilt, dass die nach den euro-
päischen Beihilferegelungen zulässigen Förderhöchst-
grenzen nicht überschritten werden dürfen sowie die üb-
rigen Voraussetzungen der entsprechenden Vorschriften 
zu beachten sind. 

Dabei gelten die folgenden Grundsätze:

a)  Für die Fördergegenstände der Nummer  2 gelten im 
Falle des Vorliegens einer unternehmerischen Tätig-
keit die Bestimmungen der Verordnung (EU) 
Nr. 1407/2013 (De-minimis-Beihilfen) und 

b)  sofern Antragsberechtigte sowohl wirtschaftliche als 
auch nicht-wirtschaftliche Tätigkeiten ausüben, ist 
durch geeignete Maßnahmen wie die Trennung der 
Tätigkeiten und die Unterscheidung der Ausgaben, 
Finanzierung und Erlöse sicherzustellen, dass durch 
eine Förderung im nicht-wirtschaftlichen Bereich 
keine Gefahr der Quersubventionierung der wirt-
schaftlichen Tätigkeit besteht.

Für die Berechnung der Beihilfeintensität und der bei-
hilfefähigen Ausgaben werden die Beträge vor Abzug 
von Steuern und sonstigen Abgaben herangezogen. Die 
beihilfefähigen Ausgaben sind durch Unterlagen zu be-
legen, die klar, spezifi sch und aktuell sein müssen. 

5.4 
Sonstiges

Voraussetzung für die Förderung der Fahrzeuge ist, dass 
sich zum Zeitpunkt der Auszahlung der Zuwendung eine 
Betriebsstätte oder Niederlassung der Antragsberechtig-
ten nach Nummer 3.1 in Nordrhein-Westfalen befi ndet.

Die Mindestlaufzeit des Leasingvertrages beziehungs-
weise die Mindesthaltedauer beträgt ein Jahr.

Zuwendungen unterhalb einer Grenze von 20 000 Euro 
werden nicht bewilligt beziehungsweise ausgezahlt. Die 
maximale Zuwendungssumme richtet sich für Unterneh-
men nach den Bestimmungen der Verordnung (EU) 
Nr.  1407/2013, das heißt der Gesamtbetrag der einem 
einzigen Unternehmen von einem Mitgliedstaat gewähr-
ten De-minimis-Beihilfen darf in einem Zeitraum von 
drei Steuerjahren 200 000 Euro nicht übersteigen. Für 
Maßnahmen im nicht-wirtschaftlichen Bereich, die keine 



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 24 vom 30. August 2021 667

Beihilfe im Sinne der europarechtlichen Vorschriften 
darstellen, ist die maximale Zuwendungssumme auf 
2 000 000 Euro pro Jahr und Antragsberechtigtem be-
grenzt.

Zuwendungen aus dieser Richtlinie dürfen nicht mit an-
deren öffentlichen Mitteln kumuliert werden. 

6 

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Für das Bewilligungs- und Auszahlungsverfahren gelten 
die Regelungen der EFRE-Rahmenrichtlinie. Gemäß Ar-
tikel  92b Absatz 14 der Verordnung (EU) Nr.  1303/2013 
haben die Antragsberechtigten im Rahmen des REACT-
EU Publizitätsvorschriften zu erfüllen. Die Publizitäts-
vorschriften sind auf www.efre.nrw.de veröffentlicht.

7 

Verfahren

7.1 

Antragsverfahren

Die Antragstellung auf Gewährung einer Zuwendung er-
folgt über das von der Bewilligungsbehörde auf der In-
ternetseite www.progres.nrw zur Verfügung gestellte 
elektronische Antragsformular oder schriftlich. Die 
schriftliche Bestätigung der wahrheitsgemäßen Angaben 
im elektronischen Antragsformular kann elektronisch 
über das Antragsportal übermittelt werden.  

§  3a des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der jeweils geltenden Fassung ist 
hierbei zu beachten. Die Antragsunterlagen gehen in das 
Eigentum der Bewilligungsbehörde über.

7.2 

Bewilligungsbehörde 

Anträge auf Gewährung einer Zuwendung sind vom 
1.  September 2021 bis zum 30. November 2021 bei der 
Bewilligungsbehörde einzureichen. Bewilligungsbehörde 
ist die Bezirksregierung Arnsberg:

Bezirksregierung Arnsberg 

Abteilung 6 – Bergbau und Energie in NRW 

Postfach 10 25 45

44025 Dortmund

7.3 

Verwendungsnachweis, Auszahlung, Prüfung

Der Verwendungsnachweis ist bis spätestens zum 
31.  März 2023 einzureichen. Eine Auszahlung der Zu-
wendung erfolgt grundsätzlich erst nach vollständiger 
Vorlage und Prüfung des Verwendungsnachweises. 

7.4 

De-minimis-Beihilfen

Für die Gewährung einer De-minimis-Beihilfe sind die 
Voraussetzungen der Verordnung (EU) Nr.  1407/2013 zu 
beachten, insbesondere auch deren Artikel 6.

8 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag nach der Veröffentlichung in 
Kraft und am 31. Dezember 2023 außer Kraft.

– MBl. NRW. 2021 S. 665

II.

Ministerpräsident

HonorarkonsularischeVertretung 
des Königreichs Belgien in Duisburg

Bekanntmachung des Ministerpräsidenten
– M 2 – 01.18-1/07 –

Vom 5. August 2021

Das Herrn Erich Staake erteilte Exequatur als Honorar-
konsul des Königreichs Belgien in Duisburg mit dem 
Konsularbezirk die kreisfreien Städte Duisburg, Ober-
hausen und Mülheim an der Ruhr sowie die Kreise Kleve 
und Wesel in Nordrhein-Westfalen ist mit Ablauf des 
31. Juli 2021 erloschen.

Die honorarkonsularische Vertretung des Königreichs 
Belgien in Duisburg ist somit geschlossen.

– MBl. NRW. 2021 S. 667

HonorarkonsularischeVertretung 
der Republik Kasachstan in Dortmund
Bekanntmachung des Ministerpräsidenten 

– M 2 – 21.18-1/21 –

Vom 6. August 2021

Die Bundesregierung hat Herrn Oliver Hermes am 4. Au-
gust 2021 das Exequatur als Honorarkonsul der Repub-
lik Kasachstan in Dortmund erteilt. 

Der Konsularbezirk umfasst das Land Nordrhein-West-
falen. 

Anschrift und weitere Daten der honorarkonsularischen 
Vertretung:

Wilopark 1, 44263 Dortmund

Tel.: 0231 4102 6078

Fax.: -

Email: Oliver.Hermes@hk-kasachstan-nrw.com

Öffnungszeiten: nach Terminvereinbarung

 Mo bis Fr 10:00 bis 16:00 Uhr 

– MBl. NRW. 2021 S. 667
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